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Titel:

Feststellung eines Arbeitsverhältnisses und eines Anwartschaftsverhältnisses auf Leistungen

Normenketten:
BGB § 631, § 645, § 611a, § 242
AÜG Art. 1 § 10 Abs. 1, § 9 Nr. 1

Leitsatz:
Wegen bestehender Weisungsrechte und Eingliederung lag bei der Beschäftigung der Klägerin kein 
Werksvertrag, sondern Arbeitnehmerüberlassung vor, die mangels Erlaubnis des Verleihers zum Entstehen 
eines Arbeitsverhältnisses zum Entleiher führte. (Rn. 88)
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Tenor

I. Auf die Berufung der Klägerin wird das Endurteil des Arbeitsgerichts Augsburg - Kammer Neu-Ulm - vom 
12.06.2018 (Az. 8 Ca 830/17) unter Zurückweisung der Berufung im Übrigen wie folgt abgeändert:

1. Es wird festgestellt, dass zwischen der Klägerin und der Beklagten seit dem 15.04.1985 ein 
Arbeitsverhältnis besteht.

2. Es wird festgestellt, dass zwischen den Parteien seit dem 15.04.1985 ein Anwartschaftsverhältnis auf 
Leistungen der betrieblichen Altersversorgung nach Maßgabe der Richtlinien für die Ruhegeld- und 
Hinterbliebenenversorgung der Z. in der Fassung vom 09.02.1989 besteht.

3. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

II. Von den Kosten des Rechtsstreits tragen die Klägerin 14/100, die Beklagte 86/100.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

1
Die Parteien streiten darüber, ob zwischen der Klägerin und der Beklagten seit 15.04.1985 ein 
Arbeitsverhältnis und dementsprechend ein Anwartschaftsverhältnis auf Leistungen der bei der Beklagten 
geltenden betrieblichen Altersversorgungsregelung bestehen sowie ob der Klägerin Jubiläumsleistungen im 
Zusammenhang mit einer dann bestehenden 25-jährigen Betriebszugehörigkeit zustehen.

2
Die Beklagte betreibt in C-Stadt ein Kernkraftwerk.

3
Die Klägerin ist gelernte Rechtsanwalts- und Notargehilfin. Sie war aufgrund Arbeitsvertrags vom 
11.04.1985 (Bl. 30 d.A.), auf dessen Inhalt Bezug genommen wird, seit 15.04.1985 bis 31.03.1987 bei der 
Firma Y. (im Folgenden: Y.), die in dem genannten Zeitraum über keine Erlaubnis zur 
Arbeitnehmerüberlassung verfügte, als Hilfskraft für Mikroverfilmung beschäftigt.

4



Unter dem Datum 26.04.1985 (Anlage BE 1, Bl. 432 ff. d.A.) erteilte die Beklagte der Firma Y. unter der Nr. 
596144 einen Auftrag. Die Beauftragung lautete auszugsweise wie folgt:

„(…)

1. Leistungsumfang

Wir beziehen uns auf die Vereinbarung zwischen Ihrem Herrn X. und unserem Herrn W.. bzw. Fräulein V. 
und beauftragen Sie mit folgenden Leistungen:

1.1 - Übernahme von 80.000 Blaupausen von der KWU

- Eingangskontrolle und Archivierung der Blaupausen

- Erfassung von ca. 40.000 Messkreisprüfprotokollen im EDV-System DAT

1.2 - Mikroverfilmung von 20.000 Elektroplänen

- Beschriftung von Lochkarten

- Erstellung und Verteilen von Papierpausen

- Einräumen der Originale

2. Termin

Die Arbeiten gemäß Punkt 1.1 werden ab 01.04.1985 ausgeführt; Leistungen gemäß Punkt 1.2 werden ab 
15.04.1985 durchgeführt.

Dauer der Arbeiten: ca. 1 Jahr

3. Weisungsbefugnis

Sie benennen einen Weisungsberechtigten Ihrer Firma, der die Zuteilung und Beaufsichtigung der 
vorgenannten Tätigkeiten verantwortlich durchführt.

Bei außerordentlichen Vorfällen können Anordnungen ausnahmsweise auch von der zuständigen KGB-
Fachabteilung getroffen werden.

4. Gewährleistung und Haftung (…)“

5
Unter dem Datum 08.05.1985 (Bl. 436 d. A.) bestätigte die Firma Y. die Annahme des Auftrags Nr. ... . Als 
„Bearbeiter“ war Herr ... angegeben. Auf den weiteren Inhalt des Schreibens wird Bezug genommen.

6
Unter dem Datum 20.08.1986 (Bl. 438 d. A.) teilte die Beklagte der Firma Y. mit, dass sie die vereinbarte 
Vergütung für die beauftragten Leistungen im Hinblick auf die Eingangskontrolle und Archivierung von 2.000 
Blaupausen sowie das Erfassen von 1.000 Messkreisprüfprotokollen sowie im Hinblick auf die 
Mikroverfilmung von 530 Elektroplänen kürze. Auf den weiteren Inhalt des Schreibens wird Bezug 
genommen. Dem vorausgegangen war eine interne Mitteilung des Zeugen W., wonach bezüglich des 
Auftrages Leistungen nicht vollständig erbracht worden seien (Bl. 437 d.A.).

7
Ab dem 01.04.1987 war die Klägerin aufgrund Arbeitsvertrags vom 07.04.1987 (Bl. 31 ff. d.A.), auf dessen 
Inhalt Bezug genommen wird, als kaufmännischtechnische Angestellte zunächst für die Firma U. (im 
Folgenden: U.) tätig. Als Tätigkeitsfeld war im Arbeitsvertrag festgehalten:

„Durchführung des zentralen Änderungsdienstes des Datenverarbeitungssystems (Erfassung der 
Anlagendaten, Typdaten und Instandhaltungsanweisungen im On-Line-Betrieb).“

8
2002 wurde die Firma U. auf die T. verschmolzen. 2003 erfolgte eine erneute Verschmelzung und 
Abspaltung, die letztendlich zu der derzeitigen Vertragsarbeitgeberin der Klägerin, der S. (im Folgenden: S.) 
geführt hat. Zum 01.01.2016 erfolgte eine Aktualisierung des Arbeitsvertrages der Klägerin mit der Firma S. 
(Bl. 66 d. A.).



9
Die Klägerin war seit 15.04.1985 ausschließlich im Betrieb der Beklagten in der Abteilung „technische 
Zentralregistratur“ beschäftigt. Neben der Klägerin war eine weitere Mitarbeiterin, Frau E., ab 01.04.1985 
ebenfalls zunächst über die Firma Y., bei der Beklagten tätig.

10
Abteilungsleiter der „technischen Zentralregistratur“ war bis zu seinem Ausscheiden in den Ruhestand im 
Jahre 2002 der Zeuge W. Zunächst war die Klägerin im Wesentlichen mit der Mikroverfilmung befasst. Das 
Verfilmungs- und Lesegerät wurde der Klägerin seitens der Beklagten zur Verfügung gestellt. Gruppenleiter 
für diesen Bereich war der bereits verstorbene Herr R.. Ein Mitarbeiter der Arbeitsgruppe war der Zeuge G.. 
Dieser nahm ebenfalls Mikroverfilmungen vor. Eine Dokumentation durch die Klägerin hinsichtlich ihrer 
Tätigkeit in der Mikroverfilmung erfolgte nicht. Spätestens seit April 1987 war die Klägerin im zentralen 
Änderungsdienst in der Arbeitsgruppe TT2 (Elektrotechnik) eingesetzt. Gruppenleiter für diesen Bereich war 
zunächst der Zeuge I. und sein Stellvertreter der Zeuge H.. Nach dem Ausscheiden des Zeugen I. Ende 
2007 wurde der Zeuge H. Gruppenleiter.

11
Die Klägerin wurde bis Mitte 2017 regelmäßig zu sog. Halbjahresbesprechungen bei der Beklagten 
eingeladen. Im Abwesenheitskalender der Beklagten wurde die Klägerin bis April 2017 geführt. Sie konnte 
in der Kantine zu den gleichen Preisen wie die Mitarbeiter der Beklagten essen.

12
Bei der Beklagten gilt für die vor dem 31.03.1986 bei ihr eingetretenen Arbeitnehmer die Richtlinie für die 
Ruhegeld- und Hinterbliebenenversorgung der Z. zum Stand 09.02.1989. Im Unternehmen der Beklagten 
findet außerdem der Manteltarifvertrag der Tarifgruppe Q. (im Folgenden: MTV Q.) Anwendung. Dieser 
sieht in seinem § 12 die Zahlung eines Jubiläumsgeldes für die 25-jährige ununterbrochene 
Betriebszugehörigkeit vor. Dieses betrug ab 01.01.2010 € 8.198,00 brutto (Anlage B 9, Bl. 85 d. A.). 
Außerdem gibt es bei der Beklagten eine Betriebsvereinbarung zu weiteren Jubiläumsleistungen.

13
Mit ihrer beim Arbeitsgericht Augsburg - Kammer Neu-Ulm - am 22.12.2017 eingegangen und der 
Beklagten am 08.01.2018 zugestellten Klage begehrte die Klägerin die Feststellung, dass zwischen den 
Parteien seit 15.04.1985 ein Arbeitsverhältnis sowie ein Anwartschaftsverhältnis auf Leistungen der 
betrieblichen Altersversorgung besteht und machte die Zahlung eines Jubiläumsgeldes sowie eine 
Bestätigung hinsichtlich des Erwerbs einer Jubiläumsuhr geltend.

14
Die Klägerin hat erstinstanzlich vorgetragen, zwischen ihr und der Beklagten bestehe seit 15.04.1985 
aufgrund gesetzlicher Fiktion ein Arbeitsverhältnis. Ihr Einsatz bei der Beklagten sei von Beginn an im Wege 
der Arbeitnehmerüberlassung und nicht im Rahmen von Werkverträgen erfolgt. Die Klägerin habe 
ausschließlich den arbeitgeberseitigen Weisungen von Mitarbeitern der Beklagten unterstanden. Sie sei in 
den Betrieb der Beklagten wie eine eigene Arbeitnehmerin eingegliedert gewesen.

15
Im Zeitraum April/Mai 1985 sei die Klägerin für mindestens drei Wochen vom Zeugen W.. abgestellt worden, 
um die Übernahmefeier für die neuen Blöcke vorzubereiten.

16
Die Klägerin sei zu Beginn ihrer Tätigkeit in die Mikroverfilmung durch den Zeugen G. und Herrn R. 
eingearbeitet worden. Sie habe mit dem Zeugen G. zusammengearbeitet.

17
Nach ein paar Monaten seien der Klägerin - nach einer kurzen Einarbeitung durch Mitarbeiter der Beklagten 
- Arbeiten in der Zentralregistratur, wie die Archivierung von Unterlagen und Plänen in der Registratur und 
im Archiv, übertragen worden. Die Klägerin sei quasi in den ersten eineinhalb Jahren für alle Hilfsarbeiten 
eingesetzt worden, um die Mitarbeiter in der technischen Zentralregistratur zu unterstützen. Für die gleichen 
Arbeiten sei der Zeuge G. eingesetzt gewesen.

18



Die Klägerin habe ihre Urlaubsanträge bei Herrn R. einreichen müssen, der für die Genehmigung des 
Urlaubs in Abstimmung mit dem Zeugen W.. zuständig gewesen sei.

19
Der Zeuge W.. habe die Klägerin häufig zu völlig anderen Arbeiten eingesetzt, wie z.B. Unterlagen in 
seinem Büro einzuordnen und zu sortieren. Die Klägerin habe dem Zeugen W.. auch einmal bei einem 
Bürowechsel helfen müssen.

20
Bereits Ende 1986 sei die Klägerin innerhalb der Abteilung in die Arbeitsgruppe TT2 (Elektrotechnik) ohne 
Involvierung ihres Vertragsarbeitgebers versetzt worden. Nach den ersten Monaten der Einarbeitung durch 
den Zeugen H. sei der Klägerin die Dateneingabe in das Datensystem DAT übertragen worden. Von der 
Klägerin seien dabei sämtliche Arbeiten, die auch die Mitarbeiter der Beklagten durchgeführt hätten, wie die 
Erstellung von Messkreisprüfprotokollen, Messkennblättern, Abzweigprüfprotokollen, Abzweigkennblättern, 
Kabelziehkarten und entsprechende Weiterleitungen ausgeführt worden. Insbesondere die Bearbeitung der 
Abzweigprüfprotokolle und der Abzweigkennblätter durch die Klägerin sei sehr anspruchsvoll gewesen. 
Diese Tätigkeit sei mit einer intensiven Kontrolle der Ergebnisse durch den Zeugen H. verbunden gewesen.

21
Mit dem Zeugen H. sei eine gegenseitige Urlaubsvertretung durchgeführt worden. Der Zeuge I. sei sodann 
in Abstimmung mit dem Zeugen W.. für die Genehmigung der Urlaubsanträge der Klägerin zuständig 
gewesen. Auch in Krankheitszeiten sei eine gegenseitige Vertretung mit dem Zeugen H. erfolgt. Vom 
vertraglichen Arbeitgeber sei niemand zur Vertretung der Klägerin entsandt worden. Arbeitgeberseitige 
Weisungen seien ausschließlich über die vorgesetzten Mitarbeiter der Beklagten erfolgt.

22
Während der gesamten Tätigkeitszeit der Klägerin für die Firma Y. habe diese ausschließlich Urlaub über 
die genannten Mitarbeiter der Beklagten beantragt. Wer die Abwesenheitsdaten an die Firma Y. 
weitergegeben habe, sei der Klägerin nicht bekannt. Der Kontakt zur Firma Y. habe nur im Erhalt der 
monatlichen Abrechnungen nebst Gehaltsscheck bestanden.

23
Ohne die Gründe zu kennen, sei der Klägerin vom Zeugen W.. angetragen worden, ihren vertraglichen 
Arbeitgeber zum 01.04.1987 zu wechseln. Hierdurch habe sich nichts geändert. Alles sei weitergelaufen wie 
bisher.

24
Für das 25-jährige Jubiläum stehe der Klägerin über den Festbetrag i.H.v. € 8.198,00 brutto eine 
Ausgleichszahlung für Aktien zu (zum erstinstanzlichen Vortrag der Klägerin im Einzelnen wird auf ihre 
Schriftsätze vom 21.12.2017, Bl. 16 ff. d.A., vom 29.03.2018, Bl. 112 ff. d.A., vom 23.04.2018, Bl. 140 ff. 
d.A., und vom 11.06.2018, Bl. 161 ff. d.A., nebst Anlagen, Bezug genommen).

25
Die Klägerin beantragte erstinstanzlich:

1. Es wird festgestellt, dass zwischen der Klägerin und der Beklagten seit dem 15.04.1985 ein 
Arbeitsverhältnis besteht.

2. Es wird festgestellt, dass zwischen den Parteien bereits seit dem 15.04.1985 ein Anwartschaftsverhältnis 
auf Leistungen der betrieblichen Altersversorgung nach Maßgabe der Richtlinien für die Ruhegeld- und 
Hinterbliebenenversorgung der Z. in der Fassung vom 09.02.1989 besteht.

3. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin ein Jubiläumsgeld für 25 Jahre Betriebszugehörigkeit i.H.v. € 
9.498,00 nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen.

4. Die Beklagte wird verurteilt, der Klägerin zu bestätigen, dass sie sich bei einem Juwelier ihrer Wahl eine 
Jubiläumsuhr mit Gravur „25 Jahre“ oder „KGG“ im Wert von € 400,00 aussuchen kann bzw., dass ihr bei 
Übersteigen dieses Betrages € 400,00 von der Beklagten für eine entsprechende Uhr erstattet werden.

26
Die Beklagte beantragte erstinstanzlich,



die Klage abzuweisen.

27
Die Beklagte hat erstinstanzlich vorgetragen, zwischen den Parteien sei kein Arbeitsverhältnis entstanden. 
Die Klägerin sei durch die Firma S. bzw. deren Rechtsvorgängerinnen bei der Beklagten im Rahmen von 
Werkverträgen eingesetzt gewesen.

28
Es werde bestritten, dass die Klägerin arbeitsrechtliche Weisungen von Mitarbeitern der Beklagten erhalten 
habe. Versetzungen bzw. Änderungen im Aufgabenzuschnitt seien nicht ohne Einbeziehung der 
Vertragsarbeitgeber erfolgt. Die Klägerin habe ihre Aufgaben selbständig im Rahmen der geschlossenen 
Werkverträge und der darauf basierenden Leistungsverzeichnisse erledigt. Sie habe regelmäßig in dem 
gesamten Zeitraum keine Tätigkeit außerhalb der werkvertraglichen Aufträge übernommen. Urlaub sei beim 
Vertragsarbeitgeber zu beantragen gewesen und auch nicht von der Beklagten genehmigt worden.

29
Es werde bestritten, dass zwischen der Klägerin und dem Zeugen H. gegenseitige Vertretung, insbesondere 
bei Urlaub, stattgefunden habe.

30
Es sei rechtsmissbräuchlich, wenn sich die Klägerin plötzlich nunmehr auch auf ein angebliches 
Arbeitsverhältnis mit der Beklagten stützen wolle (zum erstinstanzlichen Vortrag der Beklagten im Einzelnen 
wird auf ihre Schriftsätze vom 21.02.2018, Bl. 59 ff. d.A., und vom 29.05.2018, Bl. 159 ff. d.A., nebst 
Anlagen, Bezug genommen).

31
Das Arbeitsgericht hat Beweis erhoben durch Einvernahme der Zeugen W.. und H.. Hinsichtlich des Inhalts 
und des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf die Sitzungsniederschrift vom 10.04.2018 (Bl. 134 ff. 
d.A.) Bezug genommen.

32
Mit Endurteil vom 12.06.2018 hat das Arbeitsgericht Augsburg - Kammer Neu-Ulm - die Klage abgewiesen. 
Im Wesentlichen hat das Erstgericht zur Begründung seiner Entscheidung ausgeführt, die Klägerin übe ihre 
Tätigkeit aufgrund eines Werkvertrages zwischen ihrem Arbeitgeber und der Beklagten aus. Die Kammer 
habe (noch) nicht feststellen können, dass die Klägerin bei ihrer Arbeitsleistung vollständig in die 
betriebliche Organisation der Beklagten eingegliedert gewesen sei. Die Beklagte habe die Grenze zur 
arbeitsvertraglichen Anweisung noch nicht überschritten, da die Tätigkeit der Klägerin gegenständlich 
abgrenzbar sei und Weisungen der Beklagten auf die zu erbringende Werkleistung bezogen werden 
könnten. Dies ergebe eine Gesamtbetrachtung aller für die rechtliche Einordnung der Vertragsbeziehung 
wesentlichen Umstände. Die Klägerin habe weitgehend selbständig ihre Aufgaben (Kernblattbearbeitung 
und Kabelzieherkarten) erledigt. Diese Tätigkeit habe auch derjenigen, die im Leistungsverzeichnis 
zwischen der Beklagten und dem Vertragsarbeitgeber der Klägerin als zu erbringende Dienstleistung 
beschrieben sei, entsprochen. Die Klägerin sei weitestgehend nur in einem Bereich eingesetzt worden. 
Dass Mitarbeiter der Beklagten bei Bedarf bzw. im Eilfall die Tätigkeit der Klägerin auch ausführten, bedeute 
nicht, dass die Klägerin von der Beklagten Weisungen erhalten habe und in die Arbeiten der Beklagten 
selbst eingebunden gewesen sei. Es sei gerade Zeichen einer Fremdvergabe von Leistungen, dass diese 
auch mit eigenem Personal erledigt werden könnte. Entscheidend sei, dass die Klägerin im Kern selbst 
keine anderen Tätigkeiten als die im Leistungsverzeichnis beschriebenen, ausgeführt habe. Auch die 
Kontrolle hinsichtlich der Ergebnisse der Tätigkeit der Klägerin zeige, dass sie keinerlei Kontroll- und 
Weisungsrechten ihres Gruppenleiters unterlegen gewesen sei.

33
Die Klägerin sei keinen Weisungen hinsichtlich der Arbeitszeiten unterlegen. Es habe keine zeitlichen 
Vorgaben gegeben. Entsprechendes habe hinsichtlich des Urlaubs der Klägerin gegolten.

34
Der Umstand, dass die Klägerin von Mitarbeitern der Beklagten eingearbeitet worden sei, führe nicht zur 
Bejahung eines Arbeitsverhältnisses. Der Zeitraum von einem Vierteljahr sei relativ kurz und für eine 
langfristige Vertragsbeziehung nicht prägend gewesen (zur Begründung des Arbeitsgerichts im Einzelnen 
wird auf das Endurteil vom 12.06.2018, Bl. 166 ff. d.A., Bezug genommen).



35
Gegen dieses ihr am 02.07.2018 zugestellte Urteil hat die Klägerin mit Schriftsatz vom 23.07.2018, der am 
selben Tag vorab per Telefax beim Landesarbeitsgericht eingegangen war, Berufung eingelegt und diese 
mit Schriftsatz vom 04.10.2018, welcher ebenfalls am selben Tag beim Landesarbeitsgericht vorab per 
Telefax eingegangen war, innerhalb der bis zum 04.10.2018 verlängerten Frist, begründet.

36
Die Klägerin ist auch im Rahmen der Berufungsinstanz der Auffassung, zwischen ihr und der Beklagten 
habe seit 15.04.1985 ein Arbeitsverhältnis bestanden. Insoweit hätte das Arbeitsgericht bei richtiger 
Rechtsanwendung auf den Zeitpunkt ab dem 15.04.1985 abstellen und prüfen müssen, ob aufgrund der 
damals geltenden Rechtsnormen ein Arbeitsverhältnis zur Beklagten kraft gesetzlicher Fiktion entstanden 
sei. Das Arbeitsgericht habe allerdings den gesamten Vortrag der Klägerin zu ihrem Einsatz bei der 
Beklagten in deren Beschäftigungszeit bei der Firma Y. übergangen.

37
Die von der Beklagten vorgelegten Verträge seien nur zum Schein geschlossen worden. Gegen einen 
Werkvertrag spreche schon die Bezeichnung der Klägerin im Arbeitsvertrag mit der Firma Y. als Hilfskraft. 
Weitere Arbeitnehmer der Firma Y. seien für die Mikroverfilmung nicht eingesetzt gewesen. Vielmehr sei die 
Klägerin als Hilfskraft für die Mitarbeiter der Beklagten eingesetzt worden und habe die Aufgaben 
zusammen mit diesen ausgeführt. Typisches Merkmal eines Werkvertrages sei es aber, dass der 
Unternehmer die Verantwortung für das zu erstellende Werk trage. Schon aus diesem Grund sei es 
undenkbar, dass der Besteller mit seinen eigenen Mitarbeitern an der Herstellung des Werkes mitwirke.

38
Ferner widerspreche es der Lebenserfahrung, dass ein Werkunternehmer eine Werkleistung anbiete, die 
außerhalb seines Betriebszwecks liege und daher niemand im eigenen Unternehmen beurteilen könne, ob 
die vertraglich geschuldete Leistung auch ordnungsgemäß erbracht sei.

39
Im Falle eines Werkvertrages wären auch die Arbeitsmaterialien von der Drittfirma zur Verfügung gestellt 
worden und diese hätte es übernommen, der Klägerin die Kenntnisse zur Mikroverfilmung und Nutzung der 
Gerätschaften zu vermitteln. Denn der Besteller erwarte den Einsatz von Personal des Werkunternehmers, 
welches die auszuführenden Arbeiten beherrsche und nicht von Arbeitskräften, die er selbst erst 
qualifizieren müsse. Für einen Werkvertrag sei es üblich, dass nach Erstellung des Werkes eine Abnahme 
stattfinde. Eine solche sei nie erfolgt. Soweit diesbezüglich Herr X. von der Fa. Y. angeführt werde, sei der 
Vortrag unsubstantiiert, insbesondere dazu wann und in welchen Abständen dies erfolgt sei. Auch der 
Umstand, dass die Klägerin ihre Arbeiten nicht gegenüber ihren Vertragsarbeitgebern dokumentiert habe, 
spreche für Arbeitnehmerüberlassung. Urlaub sei nicht bei der Fa. Y., sondern bei Herrn R. beantragt und 
genehmigt worden. Bei einem Werkvertrag seien auch Absprachen wegen des Urlaubs nicht üblich, dieser 
sei hinzunehmen.

40
Die Mikroverfilmung sei für die Klägerin als gelernte Rechtsanwalt- und Notargehilfin nur möglich gewesen, 
weil sie vom Zeugen G. und Herrn R. eingearbeitet worden sei. Dieser und auch der Zeuge W.. hätten 
regelmäßig stichprobenartig überprüft, inwieweit die Pläne korrekt mikroverfilmt worden seien. Niemand von 
der Firma Y. habe die Korrektheit der Arbeitsausführung der Klägerin kontrollieren können, weil niemand 
dort die Richtigkeit der Einhaltung der Reihenfolgen der Verfilmungen habe überprüfen können.

41
Auch die nach ca. zwei Monaten durch den Zeugen W.. übertragene Aufgabe der Archivierung der 
Lochkarten im Archiv und in der Registratur seien der Klägerin durch den Zeugen G. und Herrn R. vermittelt 
worden. Eine diesbezügliche Weisung zur entsprechenden Erweiterung ihres Aufgabenbereichs durch ihren 
Vertragsarbeitgeber sei nicht erfolgt. Die Zuweisung von Arbeiten sei eine typische Arbeitgeberweisung, die 
üblicherweise vom Vertragsarbeitgeber zu erfolgen habe. Bei einem Werkvertrag sei es hingegen 
ausgeschlossen, dass der Besteller dem Arbeitnehmer des Werkunternehmers einfach weitere Aufgaben 
zuweist, die vom zugrundeliegenden Werkvertrag gar nicht gedeckt seien. Gleiches gelte hinsichtlich des 
Wechsels der Klägerin Ende 1986 in die Arbeitsgruppe TT2 (Elektrontechnik). Auch hier habe die Klägerin 
die regelmäßige Unterstützung der Mitarbeiter der Beklagten benötigt.



42
Die Klägerin habe von der Firma Y. weder die Nachricht einer Beendigung des Vertragsverhältnisses zur 
Beklagten erhalten, noch habe sie sich bei der Firma U. beworben. Der Wechsel des Vertragsarbeitgebers 
sei ohne Kündigung oder Aufhebung des bestehenden Arbeitsverhältnisses und sogar ohne Zutun der 
Klägerin erfolgt.

43
Auch zur Zeit der Beschäftigung bei der Firma U. seien die Tätigkeiten der Klägerin deutlich über das 
hinausgegangen, was arbeitsvertraglich vereinbart gewesen sei. So sei die Klägerin für die Ablage im Büro 
des Zeugen W.. im Wechsel mit Frau E. zuständig gewesen.

44
Trotz des Wechsels des Vertragsarbeitgebers habe sich nichts an der Tätigkeit der Klägerin geändert und 
es sei bei dem bereits genehmigten Jahresurlaub verblieben. Es sei dabei verblieben, dass der Urlaub von 
den Vorgesetzten der Beklagten zu genehmigen gewesen sei und für die Überstundenanordnungen wieder 
nur die Mitarbeiter der Beklagten berechtigt gewesen seien.

45
Auch die Einbindung in den Abwesenheitskalender spreche für die Eingliederung der Klägerin in den 
Betrieb der Beklagten. Dies stelle ein klares Indiz für die Integration der Arbeitskraft in die 
Personaleinsatzplanung und mithin Eingliederung in den Betrieb dar. Das gleiche folge aus dem Umstand, 
dass die Klägerin regelmäßig an Betriebsversammlungen bei der Beklagten teilgenommen habe.

46
In den Jahren 1985 bis quasi 2014 habe es niemanden von den Vertragsarbeitgebern der Klägerin 
gegeben, der ihr Tätigkeiten zugewiesen oder ihre Arbeitsergebnisse kontrolliert habe. Dies sei 
ausschließlich durch Mitarbeiter der Beklagten erfolgt. Auch habe die „Einkaufsabteilung“ der Beklagten 
Kenntnis von der von den Werkverträgen abweichenden Vertragsdurchführung gehabt, da Herr W.. die 
Vereinbarung mit Herrn X. ausweislich der Auftragserteilung verhandelt habe und diese Tätigkeit auch der 
„Einkaufsabteilung“ zuzurechnen sei. Insoweit sei über Herrn W.. auch die entsprechende Kenntnis dort 
vorhanden gewesen. (zur Berufungsbegründung der Klägerin im Einzelnen wird auf ihre Schriftsätze vom 
04.10.2018, Bl. 223 ff. d.A., vom 29.01.2019, Bl. 313 ff. d. A., vom 12.03.2019, Bl. 410 ff. d.A., und vom 
10.04.2019, Bl. 573 ff. d. A., nebst Anlagen, Bezug genommen).

47
Die Klägerin beantragt zuletzt,

das Urteil des Arbeitsgerichts Augsburg vom 12.06.2018, Az. - 8 Ca 830/17 - auf die Berufung der Klägerin 
abzuändern und

1. festzustellen, dass zwischen der Klägerin und der Beklagten seit dem 15.04.1985 ein Arbeitsverhältnis 
besteht,

2. festzustellen, dass zwischen den Parteien bereits seit dem 15.04.1985 ein Anwartschaftsverhältnis auf 
Leistungen der betrieblichen Altersversorgung nach Maßgabe der Richtlinien für die Ruhegeld- und 
Hinterbliebenenversorgung der Z. in der Fassung vom 09.02.1989 besteht,

3. die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin ein Jubiläumsgeld für 25 Jahre Betriebszugehörigkeit i.H.v. € 
9.498,00 nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen.

4. festzustellen, dass die Klägerin berechtigt ist, sich bei einem Juwelier ihrer Wahl eine Jubiläumsuhr mit 
Gravur „25 Jahre“ oder „KGG“ im Wert von bis zu € 400,00 auf Kosten der Beklagten auszusuchen und ihr, 
bei Übersteigen dieses Betrages, € 400,00 von der Beklagten erstattet werden.

48
Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

49
Die Beklagte ist auch im Rahmen der Berufungsinstanz weiter der Auffassung, ab dem 15.04.1985 sei kein 
Arbeitsverhältnis zwischen den Parteien entstanden. Die Klägerin habe weder einen Vertrag zur 



Arbeitnehmerüberlassung zwischen ihrem Arbeitgeber und der Beklagten vorgelegt noch auf sonstige Art 
und Weise schlüssig dargelegt. Dazu gehöre es, dass der Arbeitnehmer vortragen müsse, dass er 
Weisungen erhalten habe, die nicht lediglich werkbezogen, sondern verfahrensablaufbezogen gewesen 
seien. Daran fehle es im Vortrag der Klägerin vollständig.

50
Es werde bestritten, dass die Klägerin im April/Mai 1985 vom Zeugen F. abgestellt worden sei, um die 
Übernahmefeier vorzubereiten. Hierbei handle es sich im Übrigen um etwas für die Vertragsdurchführung 
Untypisches. Die Klägerin spreche selbst von drei Wochen innerhalb eines Gesamtzeitraums von mehr als 
30 Jahren.

51
Es werde bestritten, dass die Einarbeitung der Klägerin durch die Zeugen G. und Herrn R. erfolgt sei.

52
Es werde bestritten, dass der Zeuge W. und Herr R. allein berechtigt gewesen seien, der Klägerin Arbeiten 
etc. zuzuweisen. Solange die Klägerin nicht erkläre, welche Weisungen sie wann in Bezug auf welche 
Arbeiten von welcher Person erhalten habe, bleibe die Klage unschlüssig.

53
Die Beklagte bestreite, dass der Klägerin von der Beklagten im Anschluss an die Mikroverfilmungen die 
Archivierung von Unterlagen und Plänen in der Registratur und im Archiv übertragen worden seien, ohne 
dass der vertragliche Arbeitgeber, die Firma Y., involviert worden sei.

54
Die Dokumente würden dafürsprechen, dass es der Arbeitgeberwechsel der Klägerin zum 01.04.1987 
gewesen sei, der zur Änderung der Tätigkeit der Klägerin geführt habe.

55
Die Beklagte bestreite, dass die Urlaubsanträge der Klägerin während der Beschäftigung bei der Firma Y. 
bei Herrn R. eingereicht worden seien und dieser dann den Urlaub für die Klägerin in Abstimmung mit dem 
Zeugen W.. genehmigt habe. Vielmehr seien diese bei der Fa. Y. eingereicht und dort genehmigt worden. 
Die Beklagte bestreite, dass es der Klägerin nicht bekannt gewesen sei, wie ihr Urlaub der Firma Y. 
gemeldet worden sei. Die Klägerin schildere selbst, dass auch Reinigungskräfte der Firma Y. bei der 
Beklagten gearbeitet hätten. Die Klägerin dürfte daher mit den Vorarbeitern der Firma Y. kommuniziert 
haben. Aus den vorgelegten Vertragsdokumenten mit der Firma Y. ergebe sich, dass die Klägerin Urlaub 
bei dem dort benannten Ansprechpartner, Herrn X., eingereicht habe. Dieser sei auch für Abnahmen auf 
Seiten der Fa.Y. zuständig gewesen. Als Vorarbeiter habe er es der Fa.Y. ermöglicht, das bei der Beklagten 
eingesetzte Personal zu führen, zu betreuen und zu beaufsichtigen. Weder der Zeuge W. noch der Zeuge I. 
hätten der Klägerin Vorgaben zum Urlaub gemacht und auch keine Urlaubsanträge genehmigt. Der Zeuge I. 
habe den Urlaub der Klägerin nicht einmal mit dieser abgestimmt. Die Mitteilung der Klägerin zu ihrem 
Urlaub habe er lediglich zur Kenntnis genommen.

56
Wieso der Geschäftsführer der Firma Y. nicht in der Lage gewesen sein sollte, die Arbeitsergebnisse der 
Klägerin (Mikroverfilmung) selbst zu überprüfen, sei unerfindlich. Das könne jeder. Man halte den Mikrofilm 
gegen das Licht.

57
Die Beklagte bestreite mit Nichtwissen, dass die Klägerin den Inhaber der Firma Y., Herrn P, nie 
kennengelernt und dass dieser auch keine Kontrolle vorgenommen habe. Die Beklagte bestreite mit 
Nichtwissen, dass es bei der Firma Y. niemanden gegeben habe, der die Korrektheit der 
Arbeitsausführungen der Klägerin habe kontrollieren können.

58
Die Beklagte bestreite mit Nichtwissen, dass die Klägerin nur aufgrund der Anweisungen des Zeugen G. 
und von Herrn R. in der Lage gewesen sei, die Mikroverfilmung durchzuführen. Als gelernte Rechtsanwalt- 
und Notargehilfin habe es der Klägerin in 1984 bekannt sein dürfen, wie man ein Gerät zur Mikroverfilmung 
bediene.

59



Die Beklagte bestreite, dass es Ende 1986 eine Weisung des Zeugen W.. ohne Beteiligung der Firma Y. 
gegeben habe, die Klägerin fortan in der Arbeitsgruppe TT2 (Elektrotechnik) einzusetzen.

60
Es werde bestritten, dass sich die Klägerin und der Zeuge H. im Urlaub vertreten hätten. Die Beklagte 
bestreite, dass die Klägerin ohne Kündigung oder Aufhebungsvertrag mit der Firma Y. und ohne jedwede 
Bewerbung auf Geheiß der Beklagten mit Wirkung zum 01.04.1987 zur Firma U. gewechselt sei.

61
Es werde bestritten, dass die Klägerin die meisten Datenerfassungen ohne Hilfe der Mitarbeiter der 
Beklagten nicht habe durchführen können. Was die Klägerin in der Folge beschreibe, sei nichts anderes als 
die Abstimmung zwischen Werkbesteller und -unternehmer bezüglich fehlender Daten, Unterlagen, 
Freigaben, also die werkvertragsbezogene Zusammenarbeit.

62
Der Umstand, dass die Klägerin nur mit Materialien der Beklagten gearbeitet habe und arbeite, sei nichts 
Ungewöhnliches. Dabei handle es sich um Stoffe i.S.d. § 645 BGB. Auf ein Werkzeug finde § 645 BGB 
entweder direkt oder indirekt Anwendung.

63
Es werde bestritten, dass die Klägerin zu Betriebsversammlungen regelmäßig eingeladen worden sei.

64
Es stelle sich auch die Frage, warum sich der Besteller nicht alle halbe Jahre mit dem Personal des 
Werkunternehmers besprechen solle.

65
Es fehle an jeglicher Darlegung durch die Klägerin, dass die organschaftlichen Vertreter der Beklagten und 
der Vertragsarbeitgeber der Klägerin damit einverstanden gewesen seien, dass diese - in Abweichung vom 
Vereinbarten - den Schreibtisch des Zeugen W. aufgeräumt und andere untypische Dinge gemacht habe. 
Diese seien jedenfalls nicht prägend gewesen. Auch zur Kenntnis der Beklagten und bei ihr 
verantwortlichen „Einkaufsabteilung“ von von den Werkverträgen abweichenden Handhabungen habe die 
Klägerin nichts vorgetragen. Herr W. sei nicht berechtigt gewesen Verträge abzuändern. Die 
Einkaufsabteilung habe auch diesbezüglich keine Kenntnis gehabt und dies auch nicht gebilligt. Die geltend 
gemachten Ansprüche auf Leistung seien verjährt.(zur Berufungserwiderung der Beklagten im Einzelnen 
wird auf ihre Schriftsätze vom 10.12.2018, Bl. 262 ff. d. A., vom 05.02.2019, Bl. 358 ff. d. A., vom 
11.03.2019, Bl. 418 ff. d.A., vom 27.03.2019, Bl. 507 ff. d.A., vom 28.03.2019, Bl. 511 ff. d.A., und vom 
11.04.2019, Bl. 567 ff. d. A. nebst Anlagen, Bezug genommen).

66
Es wurde Beweis erhoben durch uneidliche Einvernahme der Zeugen F., G., H. und I.. Hinsichtlich des 
Inhalts und des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf die Sitzungsniederschrift vom 12.04.2019 (Bl. 
545 ff. d. A.) Bezug genommen.

67
Hinsichtlich des weiteren Vorbringens der Parteien in der Berufungsinstanz wird außerdem auf die 
Sitzungsniederschriften vom 14.02.2019 (Bl. 363 ff. d.A.) sowie vom 12.04.2019 (Bl. 545 ff. d.A.) Bezug 
genommen.

68
Nach Ergehen eines Urteils am 30.04.2019 durch die 4.Kammer (Az. 4 Sa 511/18) und dessen Aufhebung 
durch das Bundesarbeitsgericht (Az. 9 AZN 802/19) unter Zurückverweisung zur neuen Verhandlung und 
Entscheidung (unter ausdrücklicher Aufrechterhaltung des bisherigen Berufungsverfahrens) erfolgte die 
Fortsetzung der mündlichen Verhandlung am 22.04.2020. Auf die bis dahin weiter eingegangenen 
Schriftsätze vom 14.04.2020 (Bl.741 d. A.) und 17.04.2020 (Bl. 756 d.A.) und die Sitzungsniederschrift wird 
ebenfalls Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

69



Die statthafte Berufung der Klägerin ist begründet, soweit sie die Feststellung des Bestehens eines 
Arbeitsverhältnisses und eines Anwartschaftsverhältnisses betreffend die betriebliche Altersversorgung 
betrifft, im Übrigen wegen Verjährung unbegründet.

A.

70
Die Berufung der Klägerin ist gemäß § 64 Abs. 1, Abs. 2 ArbGG statthaft und auch im Übrigen zulässig; 
insbesondere wurde sie form- und fristgerecht eingelegt und begründet (§§ 66 Abs. 1, 11 Abs. 4, 64 Abs. 6 
ArbGG, §§ 519, 520 ZPO).

71
Die Änderung des Klageantrags in Ziffer 4. der Klage auf Feststellung, dass die Klägerin berechtigt ist, sich 
auf Kosten der Beklagten eine Uhr im Wert von € 400,00 bei einem Juwelier ihrer Wahl auszusuchen und 
ihr bei Überschreiten dieses Betrages € 400,00 von der Beklagten zu erstatten sind, war sachdienlich (§ 533 
ZPO). Der Feststellungsantrag kann auch auf Tatsachen gestützt werden, die das Berufungsgericht seiner 
Verhandlung und Entscheidung über die Berufung ohnehin zugrunde zu legen hat (§ 529 ZPO).

B.

72
Die Berufung der Klägerin ist teilweise begründet. Zwischen den Parteien besteht seit 15.04.1985 kraft 
gesetzlicher Fiktion ein Arbeitsverhältnis. Damit besteht seit diesem Zeitpunkt auch ein 
Anwartschaftsverhältnis auf Leistungen der betrieblichen Altersversorgung. Im Einzelnen:

73
I. Der Feststellungsantrag in Ziffer 1. der Klage ist zulässig und begründet.

74
1. Der Feststellungsantrag ist zulässig.

75
a. Das erforderliche Feststellungsinteresse (§ 256 Abs. 1 ZPO) liegt vor. Ein Arbeit nehmer kann das 
Bestehen und den Beginn eines Arbeitsverhältnisses zu einem Entleiher auf der Grundlage der 
Bestimmungen des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes mit der allgemeinen Feststellungsklage verfolgen 
(st. Rspr., vgl. BAG, Urteil vom 18.02.2003 - 3 AZR 160/02, juris, Rn. 33; BAG, Urteil vom 24.05.2006 - 7 
AZR 365/05, juris, Rn. 25; BAG, Urteil vom 12.07.2016 - 9 AZR 352/15, juris, Rn. 9; BAG, Urteil vom 
20.09.2016 - 9 AZR 735/15, juris, Rn. 22).

76
b. Auch im Übrigen ist nicht ersichtlich, dass die Geltendmachung einer derartigen Feststellung gegenüber 
der Beklagten - wie die Beklagte erstinstanzlich vorgetragen hat - rechtsmissbräuchlich (§ 242 BGB) sein 
könnte.

77
aa. Dies könnte nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts etwa dann der Fall sein, wenn sich 
die Klägerin in Widerspruch zu ihrem früheren Verhalten gesetzt hätte, weil sie z.B. während der Dauer 
ihres Einsatzes bei der Beklagten eine Übernahme in ein Arbeitsverhältnis abgelehnt hat (vgl. BAG, Urteil 
vom 24.05.2006 - 7 AZR 365/05, juris, Rn. 26 bis 28).

78
bb. Entsprechendes wurde weder von der Beklagten vorgetragen, noch ist dies ersichtlich. Vielmehr wurde 
von der Beklagten weder erst- noch zweitinstanzlich Näheres hinsichtlich einer etwaigen 
Rechtsmissbräuchlichkeit ausgeführt.

79
2. Der Feststellungsantrag ist begründet. Seit dem 15.04.1985 besteht zwischen der Klägerin und der 
Beklagten kraft gesetzlicher Fiktion ein Arbeitsverhältnis. Die Klägerin war im Rahmen ihrer Beschäftigung 
über die Firma Y. an die Beklagte i.S.d. Art. 1 § 1 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 AÜG a.F. zur Arbeitsleistung 
überlassen. Dies führt für die Zeit ab dem 15.04.1985 zu einem Arbeitsverhältnis zwischen der Klägerin und 
der Beklagten.



80
a. Die Rechtswirksamkeit des Zustandekommens eines Vertrages richtet sich nach den im Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses geltenden Rechtsvorschriften (vgl. BAG, Urteil vom 15.01.2003 - 7 AZR 535/02, juris, Rn. 
10). Es ist daher für die Frage, ob zwischen den Parteien im April 1985 ein gesetzlich fingiertes 
Arbeitsverhältnis zustande gekommen ist auf die ab April 1985 geltenden Vorschriften zum 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz abzustellen.

81
b. Zwischen der Beklagten und der Klägerin ist damit entweder aufgrund Art. 1 § 10 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 9 
Nr. 1 AÜG a.F. oder aufgrund Art. 1 § 13 i.V.m. § 1 Abs. 2, § 3 Abs. 1 Nr. 6 AÜG a.F. bereits während der 
Zeit ihrer Beschäftigung über die Firma Y. ein Arbeitsverhältnis mit der Beklagten kraft gesetzlicher Fiktion 
entstanden.

82
aa. Das Zustandekommen eines Arbeitsverhältnisses der Klägerin mit der Beklagten folgt zum einen aus 
dem Umstand, dass die Firma Y. unstreitig über keine erforderliche Verleiherlaubnis gem. Art. 1 § 1 Abs. 1 
Satz 1 AÜG a.F. i.V.m. Art. 1 § 10 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 9 Nr. 1 AÜG a.F. verfügte.

83
bb. Das Zustandekommen des Arbeitsverhältnisses ergibt sich zum anderen aus einer unerlaubten 
Arbeitsvermittlung i.S.d. Art. 1 § 1 Abs. 2 AÜG a.F., da die nach Art. 1 § 3 Abs. 1 Nr. 6 AÜG a.F. zulässige 
Überlassungsdauer von zunächst drei Monaten (Fassung bis 30.04.1985) bzw. sechs Monaten (Fassung ab 
01.05.1985 bis 31.12.1993) überschritten wurde.

84
Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts war Art. 1 § 13 AÜG a.F. eine Art. 1 § 10 
Abs. 1 AÜG a.F. ergänzende Regelung, durch die bei einer als unerlaubte Arbeitsvermittlung anzusehenden 
Überlassung nach Art. 1 § 1 Abs. 2, § 3 Abs. 1 Nr. 6 AÜG a.F. kraft Gesetzes ein Arbeitsverhältnis mit dem 
Beschäftigungsunternehmen begründet wurde (vgl. BAG, Urteil vom 15.04.1999 - 7 AZR 437/97, juris, Rn. 
18).

85
Die Vorschrift des Art. 1 § 13 AÜG wurde erst durch Art. 63 Nr. 9 des Arbeitsförderungsreformgesetzes - 
AFRG - vom 24.03.1997 (BGBl. I S. 594) mit Wirkung vom 01.04.1997 ersatzlos aufgehoben.

86
Ein zwischen den Parteien entstandenes Arbeitsverhältnis konnte nicht durch das Außerkrafttreten von Art. 
1 § 13 AÜG a.F. am 31.03.1997 beendet werden. Da der Gesetzgeber des 
Arbeitsförderungsreformgesetzes, durch das die genannte gesetzliche Regelung ersatzlos gestrichen 
wurde, keine Regelungen für bereits nach Art. 1 § 1 Abs. 2, § 13 AÜG a.F. entstandene Arbeitsverhältnisse 
zum Entleiher getroffen hat, gelten für den Fortbestand und die Beendigung dieser Arbeitsverhältnisse die 
allgemeinen arbeitsrechtlichen Bestimmungen. Nach Art. 1 § 1 Abs. 3, § 13 AÜG a.F. entstandene 
Arbeitsverhältnisse bestehen daher so lange fort, bis sie nach allgemeinen arbeitsrechtlichen Regeln 
beendet werden (BAG, Urteil vom 19.03.2003 - 7 AZR 267/02, juris, Rn. 39).

87
c. Die Klägerin war ab dem 15.04.1985 im Rahmen ihrer Beschäftigung über die Firma Y. gem. Art. 1 § 1 
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 AÜG a.F. zur Arbeitsleistung an die Beklagte überlassen.

88
aa. Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts liegt eine Überlassung zur Arbeitsleistung vor, 
wenn einem Entleiher Arbeitskräfte zur Verfügung gestellt werden, die in dessen Betrieb eingegliedert sind 
und ihre Arbeit allein nach Weisungen des Entleihers und in dessen Interesse ausführen.

89
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ist nicht jeder drittbezogene Arbeitseinsatz eine 
Arbeitnehmerüberlassung im Sinne des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes. Diese ist vielmehr durch eine 
spezifische Ausgestaltung der Vertragsbeziehungen zwischen Verleiher und Entleiher einerseits (dem 
Arbeitnehmerüberlassungsvertrag) und zwischen Verleiher und Arbeitnehmer andererseits (dem 



Leiharbeitsvertrag) sowie durch das Fehlen einer arbeitsvertraglichen Beziehung zwischen Arbeitnehmer 
und Entleiher gekennzeichnet (vgl. BAG, Urteil vom 19.03.2003 - 7 AZR 267/02, juris, Rn. 44).

90
Notwendiger Inhalt eines Arbeitnehmerüberlassungsvertrags ist die Verpflichtung des Verleihers gegenüber 
dem Entleiher, diesem zur Förderung von dessen Betriebszwecken Arbeitnehmer zur Verfügung zu stellen 
(BAG, Urteil vom 03.12.1997 - 7 AZR 764/96, juris, Rn. 13). Der Entleiher setzt sie nach seinen 
Vorstellungen und Zielen in seinem Betrieb wie eigene Arbeitnehmer ein. Die Arbeitskräfte sind voll in den 
Betrieb des Entleihers eingegliedert und führen ihre Arbeiten allein nach dessen Weisungen aus. Die 
Vertragspflicht des Verleihers gegenüber dem Entleiher endet, wenn er den Arbeitnehmer ausgewählt und 
ihn dem Entleiher zur Arbeitsleistung zur Verfügung gestellt hat (BAG, Urteil vom 22.06.1994 - 7 AZR 
286/93, juris, Rn. 26).

91
Von der Arbeitnehmerüberlassung zu unterscheiden ist die Tätigkeit eines Arbeitnehmers bei einem Dritten 
aufgrund eines Werk- oder Dienstvertrags. In diesen Fällen wird der Unternehmer für einen anderen tätig. 
Er organisiert die zur Erreichung eines wirtschaftlichen Erfolgs notwendigen Handlungen nach eigenen 
betrieblichen Voraussetzungen und bleibt für die Erfüllung der in dem Vertrag vorgesehenen Dienste oder 
für die Herstellung des geschuldeten Werks gegenüber dem Drittunternehmen verantwortlich. Die zur 
Ausführung des Dienst- oder Werkvertrags eingesetzten Arbeitnehmer unterliegen den Weisungen des 
Unternehmers und sind dessen Erfüllungsgehilfen. Der Werkbesteller kann jedoch, wie sich aus § 645 Abs. 
1 Satz 1 BGB ergibt, dem Werkunternehmer selbst oder dessen Erfüllungsgehilfen Anweisungen für die 
Ausführung des Werkes erteilen. Entsprechendes gilt für Dienstverträge. Solche Dienst- oder Werkverträge 
werden vom Arbeitnehmerüberlassungsgesetz nicht erfasst (st. Rspr., vgl. BAG Urteil vom 15.04.2014 - 3 
AZR 395/11; Urteil vom 13.08.2008 - 7 AZR 269/07, juris, Rn. 14; BAG, Urteil vom 10.10.2007 - 7 AZR 
487/06, juris, Rn. 34 m.w.N.). Die arbeitsrechtliche Weisungsbefugnis (personenbezogen, ablaufund 
verfahrensorientiert) ist von der projektbezogenen werkvertraglichen Anweisung iSd. § 645 Abs. 1 S.1 BGB, 
die sachbezogen und ergebnisorientiert ist, zu unterscheiden (vgl. BAG Urteil vom 27.06.2017 - 9 AZR 
133/16).

92
Über die rechtliche Einordnung des Vertrags zwischen dem Dritten und dem Arbeitgeber entscheidet der 
Geschäftsinhalt und nicht die von den Parteien gewünschte Rechtsfolge oder eine Bezeichnung, die dem 
tatsächlichen Geschäftsinhalt nicht entspricht. Die Vertragsschließenden können das Eingreifen zwingender 
Schutzvorschriften des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes nicht dadurch vermeiden, dass sie einen vom 
Geschäftsinhalt abweichenden Vertragstyp wählen. Der Geschäftsinhalt kann sich sowohl aus den 
ausdrücklichen Vereinbarungen der Vertragsparteien als auch aus der praktischen Durchführung des 
Vertrags ergeben. Widersprechen sich beide, so ist die tatsächliche Durchführung des Vertrags 
maßgebend, weil sich aus der praktischen Handhabung der Vertragsbeziehungen am ehesten 
Rückschlüsse darauf ziehen lassen, von welchen Rechten und Pflichten die Vertragsparteien ausgegangen 
sind, was sie also wirklich gewollt haben. Der so ermittelte wirkliche Wille der Vertragsparteien bestimmt 
den Geschäftsinhalt und damit den Vertragstyp (BAG, Urteil vom 13.08.2008 - 7 AZR 269/07, juris, Rn. 15; 
BAG, Urteil vom 10.10.2007 - 7 AZR 487/06, juris, Rn. 35 m.w.N.).

93
Dies gilt allerdings nur dann, wenn die tatsächliche Durchführung von dem Willen der am Abschluss der 
vertraglichen Vereinbarung beteiligten Arbeitgeber umfasst war. Es kann daher auf die Kenntnis und 
zumindest die Billigung der auf beiden Seiten zum Vertragsabschluss berechtigten Personen hinsichtlich 
einer vom schriftlichen Inhalt der Verträge abweichenden Vertragspraxis nicht verzichtet werden. Die 
Berücksichtigung der praktischen Vertragsdurchführung dient der Ermittlung des wirklichen 
Geschäftsinhalts, also dessen, was die Vertragsparteien wirklich gewollt haben. Die Vertragspraxis lässt 
aber nur dann Rückschlüsse auf den wirklichen Geschäftswillen der Vertragspartner zu, wenn die zum 
Vertragsabschluss berechtigten Personen die vom Vertragswortlaut abweichende Vertragspraxis kennen 
und sie zumindest billigen (BAG, Urteil vom 13.08.2008 - 7 AZR 269/07, juris, Rn. 23; BAG).

94
Ein Arbeitnehmer, der die vertraglichen Vereinbarungen zwischen seinem Vertragsarbeitgeber und dem 
Dritten nicht kennt, muss Tatsachen vortragen, die eine Würdigung rechtfertigen, wonach der Arbeitnehmer 



einem Entleiher zur Arbeitsleistung überlassen ist. Es ist dann Aufgabe des Entleihers, die Tatsachen 
darzulegen, die gegen das Vorliegen des Tatbestands aus Art. 1 § 1 Abs. 1 AÜG a.F. sprechen. Er genügt 
seiner Darlegungslast, wenn er die eine werkvertragliche Vereinbarung begründenden Tatsachen vorträgt. 
In diesem Fall ist es nunmehr Sache des Arbeitnehmers, die Kenntnis der auf Seiten der beteiligten 
Arbeitgeber handelnden und zum Vertragsabschluss berechtigten Personen von der tatsächlichen 
Vertragsdurchführung vorzutragen (BAG, Urteil vom 13.08.2008 - 7 AZR 269/07, juris, Rn. 24).

95
bb. Die Anwendung der dargestellten Grundsätze ergibt, dass der drittbezogene Personaleinsatz der 
Klägerin bei der Beklagten während der Zeit ihrer Beschäftigung über die Firma Y. im Wege der 
Arbeitnehmerüberlassung erfolgt ist. Die dem Fremdpersonaleinsatz zu Grunde liegenden vertraglichen 
Vereinbarungen sind tatsächlich nicht so durchgeführt worden, so dass bei einer wertenden 
Gesamtbetrachtung von einem Scheinwerkvertrag auszugehen ist.

96
(1) Die Beklagte hat zwar Dokumente vorgelegt, die nach ihrer schriftlichen Niederlegung auf einen 
Werkvertrag zwischen der Beklagten und der Firma Y. schließen lassen.

97
Die Beklagte hat hierzu eine Beauftragung der Firma Y. vom 26.04.1985 (Anlage BE 1, Bl. 432 ff. d.A.) 
vorgelegt, wonach diese u.a. beginnend ab 15.04.1985 mit der Mikroverfilmung von Elektroplänen, der 
Beschriftung von Lochkarten, dem Erstellen und Verteilen von Papierpausen sowie dem Einräumen der 
Originale beauftragt wurde. Diesen Auftrag hat die Firma Y. mit Schreiben vom 08.05.1985 (Bl. 436 d.A.) 
angenommen.

98
Nach den von der Beklagten vorgelegten Dokumenten war die Firma Y. daher mit der Herstellung eines 
Werks in Form der im Einzelnen in der Beauftragung genannten Werkleistungen von der Beklagten 
beauftragt.

99
Jedoch erfolgte die Beauftragung erst wirksam durch Annahme des Vertragsangebotes unter dem 
08.05.1985. Die Klägerin war aber bereits unstreitig seit dem 15.04.1985 tätig. Nach eigenen Darlegungen 
der Beklagten war Herr W. nicht zum Abschluss von Verträgen befugt. Insoweit lag ein dieser 
frühenTätigkeit zugrundeliegendes Werkvertragsverhältnis nicht vor. Allenfalls wurde nachträglich 
rückwirkend diese Tätigkeit einem später geschlossenen Werkvertrag zugeordnet. Jedoch war schon zu 
diesem Zeitpunkt, aufgrund der Tätigkeit der Klägerin, der gerade zu Beginn der Tätigkeit der Klägerin 
nötigen Weisungen und Eingliederung eine Arbeitnehmerüberlassung praktiziert worden und damit ein 
Arbeitsverhältnis zum Entleiher, der Beklagten, kraft Gesetzes (s.o.) entstanden.

100
Die Beklagte hat zwar bestritten, dass die Klägerin durch Mitarbeiter der Beklagten eingearbeitet wurde, 
dies hat aber der Zeuge G. bestätigt, Hierzu hat der Zeuge G. zwar ausgesagt, dass er die Klägerin nicht in 
die Mikroverfilmung eingewiesen und dass es sich bei der Mikroverfilmung um eine einfache Tätigkeit 
gehandelt habe. Allerdings hat er weiter ausgeführt, dass es sein könne, dass der Gruppenleiter R. der 
Klägerin gezeigt habe, wie verfilmt werden müsse. Im weiteren Verlauf seiner Aussage hat der Zeuge G. 
weiter ausgeführt, dass Herr R. die neuen Mitarbeiter in die Mikroverfilmung eingewiesen habe. Es ist daher 
davon auszugehen, dass auch die Klägerin entsprechend eingearbeitet wurde. Alles andere wäre 
lebensfremd. Immerhin handelte sich um großformatige Pläne, die zu verfilmen waren. Dabei verkennt die 
Kammer nicht, dass es sich bei der Mikroverfilmung - auch nach der Aussage des Zeugen G. - um keine 
schwierige Tätigkeit gehandelt haben dürfte. Allerdings ist die Klägerin gelernte Rechtsanwalt- und 
Notargehilfin. Die Tätigkeit der Mikroverfilmung von großformatigen Plänen war sicherlich - auch zur 
damaligen Zeit - keine typische Tätigkeit des genannten Berufsbildes.

101
Zudem hat die Beklagte schon nicht vorgetragen, wer von der Fa.Y., die zudem damals noch gar keinen 
Vertrag mit der Beklagten abgeschlossen hatte, denn die Einweisung und Einarbeitung der Klägerin 
durchgeführt hat. Angesichts der Tatsache, dass es sich bei der Fa.Y. um ein 
Gebäudereinigungsunternehmen handelte, wäre dies aber speziell nötig gewesen, um ein substantiiertes 



Bestreiten zu bewirken. Jedenfalls ist zur Überzeugung des Gerichtes erwiesen, dass die Klägerin durch 
Mitarbeiter der Beklagten eingewiesen wurde. Dabei handelt es sich auch nicht nur um projektbezogene 
ergebnisorientierte Weisungen, sondern gerade darum, wie man zum jeweiligen Ergebnis kommt, also wie 
der Arbeitsvorgang abläuft, und damit um verfahrensorientierte Weisungen. Dies spricht gegen eine 
werkvertragliche Basis und für Arbeitnehmerüberlassung. Bei einer Einweisung in die Mikroverfilmung, 
sprich wie diese überhaupt funktioniert, handelt es sich nicht mehr um eine werkbezogene - sachbezogene 
und ergebnisorientierte - Weisung (§ 645 Abs. 1 Satz 1 BGB). Vielmehr wird damit der vermeintliche 
Erfüllungsgehilfe des Werkunternehmers überhaupt erst in die Lage versetzt, die Tätigkeiten auszuüben.

102
Inwieweit hier Weisungen der Fa. Y. erfolgt sind, ist in keiner Weise von der Beklagten substantiiert 
vorgetragen. Soweit Herr X. zuletzt hierfür benannt wurde ist auch dieser Vortrag völlig allgemein und ohne 
jegliche Substanz dazu, wann und welche Weisungen überhaupt erteilt wurden. Zurecht ist insoweit auch 
von der Klägerin darauf hingewiesen worden, dass nach der Aussage von Herrn W. Herr X. insoweit nur im 
Zusammenhang mit der Reinigungstätigkeit erinnerlich war.

103
Gleichermaßen erfolgte die Eingliederung in den Betrieb der Beklagten, weil die Klägerin in den 
Arbeitsvorgang integriert wurde, wie andere Mitarbeiter auch, die für die Beklagte mit der Aufgabe der 
Mikroverfilmung neben der Klägerin beauftragt waren. Denn letztlich hat ebenfalls der Zeuge G. hier 
bestätigt, dass jeder, der Mikroverfilmungen gemacht hat, sich die Unterlagen einfach genommen hat, wenn 
er Zeit hatte und Mikroverfilmungen vorgenommen hat. Kontrollen, Abnahmen und Dokumentationen 
fanden nicht statt. Ein abgrenzbares Werk neben den Arbeitsergebnissen der anderen Mitarbeiter der 
Beklagten lag nicht vor. Die Klägerin hat vielmehr Dienstleistungen erbracht. Somit lag schon insoweit 
Arbeitnehmerüberlassung vor. Dass zu diesem Zeitpunkt auch die Klägerin gearbeitet hat und auch kein 
Werkvertrag vorgelegen hat, muss auch der Beklagten (Einkaufsabteilung) bekannt gewesen sein. Denn 
allein schon die Tatsache des sicherheitsrelevanten Bereiches und der Zutrittsbeschränkungen ergibt, dass 
die Tätigkeit nicht verborgen geblieben sein kann.

104
(2) Darüber hinaus ergibt sich aber auch aus dem Ergebnis der Beweisaufnahme sowie aufgrund des 
unbestrittenen bzw. nicht hinreichend durch die Beklagte bestrittenen Vortrags der Klägerin die 
Überzeugung der Kammer, dass die vorgelegte schriftliche Vereinbarung tatsächlich nicht so durchgeführt 
wurde. Vielmehr war die Klägerin in ihrer Zeit der Beschäftigung über die Firma Y. nicht nur vorübergehend 
in die betriebliche Organisation bei der Beklagten eingegliedert und unterlag deren Weisungen. Dies folgt 
aus den nachfolgenden Erwägungen:

105
(a) Für die Eingliederung der Klägerin spricht unter anderem, dass sie ihren Urlaub in der genannten Zeit 
mit Mitarbeitern der Beklagten abstimmen, wenn nicht sogar von diesen genehmigen lassen musste.

106
(aa) Die Klägerin hat hierzu vorgetragen, dass sie ihren Urlaub während der Zeit ihrer Tätigkeit in der 
Mikroverfilmung - nach dem Vortrag der Klägerin also vom 15.04.1985 bis Ende 1986 - beim Gruppenleiter 
R. habe einreichen müssen, der für die Genehmigung des Urlaubs in Abstimmung mit dem Zeugen W. 
zuständig gewesen sei. Sie hat weiter vorgetragen, dass der Zeuge I. als Gruppenleiter für ihre 
Urlaubsgenehmigung in Abstimmung mit dem Zeugen W.. während der Zeit ihrer Tätigkeit im zentralen 
Änderungsdienst in der Arbeitsgruppe TT2 (Elektrotechnik) - nach dem Vortrag der Klägerin ab Ende 1986 - 
zuständig gewesen sei.

107
(bb) Den ersten Teil des von der Beklagten bestrittenen Vortrags der Klägerin hinsichtlich der Handhabung 
ihres Urlaubs während ihrer Beschäftigungszeit in der Mikroverfilmung hat der Zeuge G. bestätigt.

108
Der Zeuge G. hat ausgesagt, dass er zwar nicht unmittelbar mitbekommen habe, dass der Gruppenleiter, 
Herr R., der Klägerin Urlaub genehmigt habe und er keine schriftliche Genehmigung eines Urlaubs der 
Klägerin gesehen habe. Er hat aber bestätigt, dass die Klägerin mitgeteilt habe, dass sie Urlaub bekommen 
habe und dass dieser von Herrn R. genehmigt worden sei. Der Zeuge hat des Weiteren mitgeteilt, dass es 



hinsichtlich der Klägerin nicht nur eine Absprache hinsichtlich ihres Urlaubs mit dem Gruppenleiter R. 
gegeben habe. Vielmehr hat er bestätigt, dass ohne eine Genehmigung in der Gruppe niemand in den 
Urlaub gegangen sei, dies auch für das Fremdpersonal gegolten habe und dies über sog. 
Abwesenheitsmeldungen sowohl hinsichtlich des Eigen- als auch des Fremdpersonals abgewickelt worden 
sei.

109
Zweifel an der Glaubhaftigkeit des Zeugen G., hat die Beklagte nicht vorgebracht. sie hat sich sogar auf 
seine Aussage selbst berufen.

110
Der Zeuge W. konnte sich hingegen nicht mehr daran erinnern, dass die Klägerin überhaupt in der 
Mikroverfilmung und über die Firma Y. bei der Beklagten eingesetzt war. Hinsichtlich der Frage der 
Handhabung der Urlaubsgewährung bei der Klägerin hat der Zeuge W. auf Herrn J. verwiesen. Dieser war 
allerdings unstreitig Fremdfirmenkoordinator bei der Firma U., so dass der Verweis des Zeugen W. auf 
diesen für die Zeit der Beschäftigung der Klägerin bei der Firma Y. nicht von Relevanz sein konnte.

111
Der Einwand der Beklagten, die Klägerin habe im Rahmen der mündlichen Verhandlung vor dem 
Arbeitsgericht am 10.04.2018 ein gerichtliches Geständnis abgegeben, dass sie bei ihrem 
Vertragsarbeitgeber schriftliche Urlaubsanträge eingereicht habe, verfängt in diesem Zusammenhang nicht. 
Insoweit handelt es sich schon gar nicht um ein gerichtliches Geständnis i.S.d. § 288 ZPO. Nach § 160 Abs. 
3 Nr. 3 ZPO sind Geständnisse in das Protokoll aufzunehmen, sie bedürfen für ihre Wirksamkeit der 
Genehmigung durch diejenige Partei, die das Geständnis abgegeben hat, § 162 ZPO 
(GMP/Germelmann/Künzl, 9. Aufl. 2017, ArbGG § 54 Rn. 43). Dies ist vorliegend nicht geschehen. Im 
Protokoll zur mündlichen Verhandlung vom 10.04.2018 (Bl. 134 ff. d.A.) findet sich hierzu nichts.

112
Lediglich in den Entscheidungsgründen des Endurteils des Arbeitsgerichts Augsburg - Kammer Neu-Ulm - 
vom 12.06.2018 findet sich auf Seite 12 der Hinweis, die Klägerin habe im Rahmen der mündlichen 
Verhandlung am 10.04.2018 eingeräumt, dass sie schriftliche Urlaubsanträge bei ihrem Vertragsarbeitgeber 
eingereicht habe und diese genehmigt worden seien. Es stellt sich damit schon die Frage, welcher 
Vertragsarbeitgeber damit gemeint sein soll. Die Klägerin hatte mehrere. Vor dem Hintergrund, dass sich 
das Endurteil des Arbeitsgerichts Augsburg - Kammer Neu-Ulm -, soweit erkennbar, nicht mit der Zeit der 
Beschäftigung der Klägerin bei der Firma Y. befasst, kann nicht davon ausgegangen werden, dass sich die 
vom Arbeitsgericht zitierte Aussage der Klägerin hierauf überhaupt bezieht.

113
Letztendlich hat die Klägerin im Rahmen der mündlichen Verhandlung am 12.04.2019 klargestellt, dass sich 
ihre diesbezügliche Aussage auf die Zeit bei der Firma U. bezogen habe.

114
(cc) Den zweiten Teil des von der Beklagten bestrittenen Vortrags der Klägerin hinsichtlich der Handhabung 
ihres Urlaubs in ihrer Beschäftigungszeit im zentralen Änderungsdienst in der Arbeitsgruppe TT2 
(Elektrotechnik) - nach Vortrag der Klägerin ab Ende 1986 - haben die Zeugen H. und I. nur teilweise und 
der Zeuge W. im Wesentlichen bestätigt.

115
Der Zeuge H. hat ausgesagt, man habe nur wissen müssen, wann die Klägerin in den Urlaub gehe, weil 
man die Kennblatterstellung nicht habe einstellen können und diese habe weitergehen müssen. Er hat 
außerdem mitgeteilt, dass es keine Urlaubspläne gegeben habe und über die Fremdfirmenbeauftragten 
rückgemeldet worden sei, wann die Klägerin Urlaub gehabt habe. Er habe allerdings die Gruppenleitung 
erst 2007 übernommen. Es sei vorher aber auch nicht anders gewesen, da er auch zu Zeiten des Zeugen I. 
als Gruppenleiter Einblick gehabt habe.

116
Der Zeuge I. hat ausgesagt, dass ihm die Klägerin mitgeteilt habe, wann sie Urlaub habe und dass man das 
auch habe wissen müssen. Er hat weiter ausgesagt, dass er sich nicht erinnern könne, ob auch die Klägerin 
die sog. „roten Zettel“ ausgefüllt habe. Es könne sein, aber er könne sich nicht mehr daran erinnern. 
Müssen habe sie es bestimmt nicht. Aber es könne sein, dass sie ihm solche Zettel gegeben habe.



117
Allerdings ist zu berücksichtigen, dass es sich insoweit um eine erhebliche Zeitspanne handelt. Der Zeuge I. 
war bis 2007 Gruppenleiter, dann war der bis dahin als stellvertretender Gruppenleiter fungierende Zeuge 
H. Gruppenleiter. Der Zeuge H. ist im Januar 2012 ausgeschieden. Auch die Klägerin hat eingeräumt, dass 
es über die Jahre Veränderungen in der Handhabung ihres Urlaubs gab und sie im Laufe der Zeit ihrer 
Beschäftigung über die Firma U. schriftliche Urlaubsanträge bei dieser eingereicht hat.

118
Wie bereits oben dargestellt, konnte der Zeuge W. den Vortrag der Klägerin zur Handhabung des Urlaubs 
während ihrer Zeit in der Mikroverfilmung nicht bestätigen. Er konnte sich überhaupt nicht mehr daran 
erinnern, dass die Klägerin dort eingesetzt und dass sie zunächst über die Firma Y. beschäftigt war. 
Anlässlich seiner Einvernahme zu dieser Zeit hat der Zeuge W. allerdings ausgesagt, dass auch noch zu 
Zeiten der Beschäftigung der Klägerin über die Firma U. - und damit ab 01.04.1987 - das Fremdpersonal, 
insbesondere auch die Klägerin, über sog. „rote Zettel“ ihm den Urlaub mitgeteilt habe. Des Weiteren hat 
der Zeuge W. bestätigt, dass der Urlaub des Fremdpersonals auch noch in dieser Zeit in einem Urlaubsplan 
geführt worden sei. Dort seien die Urlaubszeiten und auch die Zeiten, in denen Personen krank gewesen 
seien, erfasst worden. Man habe auch zu Herrn J., dem Fremdfirmenkoordinator der Firma U., gehen 
können, man habe aber praktischer Weise den direkten Weg gewählt. Schließlich hat der Zeuge W. 
ausgesagt, dass er, wenn Urlaub über die sog. „roten Zettel“ von der Klägerin mitgeteilt worden sei, dies mit 
dem Zeugen I. als Gruppenleiter der Klägerin abgesprochen habe, ob die Klägerin in den Urlaub gehen 
könne oder nicht.

119
Angesichts der langen Zeitspanne, um die es geht, mag es sein, dass sich die Zeugen H. und I. jedenfalls 
an diese vom Zeugen W. bestätigte - gegebenenfalls nur anfängliche - Handhabung nicht mehr erinnern 
können. Gleichwohl geht die Kammer von der Richtigkeit der Aussage des Zeugen W. aus. Der Zeuge W. 
hat detailliert geschildert, wie der Urlaub des Fremdpersonals und damit auch der der Klägerin zu U.-Zeiten 
- jedenfalls anfänglich - gehandhabt wurde.

120
Die Aussage des Zeugen W. steht auch nicht in Widerspruch zu seiner Aussage vor dem Arbeitsgericht. 
Auch dort hat der Zeuge ausgesagt, dass der Urlaub der Klägerin mit dem Zeugen I. habe abgestimmt 
werden müssen und die Urlaubsplanung immer abgesprochen worden sei.

121
Damit hat der Zeuge W. im Wesentlichen auch den weiteren - von der Beklagten bestrittenen - Vortrag der 
Klägerin zur Urlaubsgewährung in der (Anfangs-) Zeit ihrer Tätigkeit im zentralen Änderungsdienst in der 
Arbeitsgruppe TT2 (Elektrotechnik) bestätigt. Ob es sich insoweit noch um eine Urlaubsgenehmigung 
gehandelt hat, wie die Klägerin vorgetragen hat, kann insoweit offenbleiben. Alleine der Umstand, dass sich 
der angebliche Besteller ein Mitspracherecht bei der Erteilung von Urlaub an die angeblichen 
Erfüllungsgehilfen sichert, spricht für Arbeitnehmerüberlassung (LAG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 
14.03.2016 - 3 Sa 476/15, juris, Rn. 66).Und selbst wenn dies nicht der Fall gewesen wäre, haben die 
Zeugen G. und W. jedenfalls klar die Abstimmung des Urlaubs bestätigt. Auch dies wäre für ein 
Werksvertragsverhältnis nicht üblich, für eine Arbeitnehmerüberlassung hingegen durchaus. Deshalb kann 
es auch dahinstehen, ob die Urlaubsbeantragung undgenehmigung tatsächlich bei der Beklagten oder der 
Fa.Y. erfolgt ist. Auch bei Arbeitnehmerüberlassung findet die Urlaubsgewährung durch den 
Vertragsarbeitgeber statt (vgl. ErfKomm Einl. AÜG Rnr.28). Die Eingliederung zeigt sich schon in der 
Abstimmung.

122
(dd) Letztlich kommt es auf die vorstehenden Erwägungen hinsichtlich der Urlaubsgewährung der Klägerin 
in ihrer Zeit in der Arbeitsgruppe TT2 (Elektrotechnik) nicht entscheidend an. Bereits der Umstand, dass der 
Klägerin in der Zeit ihrer Beschäftigung in der Mikroverfilmung, die nach der Darlegung der Klägerin von 
15.04.1985 bis Ende 1986 und nach der Darlegung der Beklagten sogar bis 31.03.1987 gedauert hat, 
Urlaub mit Herrn R. und dem Zeugen W. abgestimmt wurde, genügt für die Annahme einer entsprechenden 
Eingliederung der Klägerin bei der Beklagten.

123



(ee) Damit kommt es auch nicht entscheidend darauf an, dass der Zeuge H. den Vortrag der Klägerin, es 
habe mit diesem eine gegenseitige Urlaubsvertretung gegeben, nicht bestätigen konnte.

124
(ff) Schließlich hat die Klägerin vorgetragen, dass es in ihrer Zeit der Beschäftigung über die Firma Y. 
keinen Ansprechpartner für sie bei dieser gegeben habe, der für die Genehmigung ihres Urlaubs zuständig 
gewesen sei und sich der Kontakt zur Firma Y. vielmehr darauf beschränkt habe, dass sie die monatlichen 
Lohnabrechnungen nebst Gehaltsscheck erhalten habe.

125
Diesem Vortrag der Klägerin ist die Beklagte im Rahmen der abgestuften Darlegungslast (§ 138 Abs. 2 
ZPO) nicht hinreichend entgegengetreten.

126
Die Beklagte hat vorgetragen, dass aufgrund der nunmehr vorgelegten Vertragsdokumente klar sei, bei 
welchem Mitarbeiter der Firma Y. die Klägerin ihre Urlaubsanträge eingereicht habe. Nämlich bei dem auf 
der Auftragsannahme vom 08.05.1985 (Bl. 436 d.A.) genannten Herrn X..

127
Der auf der Auftragsannahme vom 08.05.1985 (Bl. 436 d.A.) genannte Herr X. war dort lediglich als 
„Bearbeiter“ genannt. Was hieraus genau folgen sollte, ist nicht ersichtlich. Dass die Klägerin deshalb 
zwangsläufig bei diesem ihre Urlaubsanträge eingereicht haben könnte, ergibt sich hieraus jedenfalls nicht.

128
In diesem Zusammenhang bleibt darauf hinzuweisen, dass auch der Zeuge W. im Rahmen seiner 
Einvernahme mitgeteilt hat, dass er zwar einen Herrn X. kenne. Aber auch er konnte Herrn X. erkennbar 
nicht mit der Klägerin in Verbindung bringen. Nach Aussage des Zeugen W. hatte die Klägerin ja nichts mit 
der Fensterputzer-Kolonne, die Herr X. bei der Beklagten geführt habe, zu tun.

129
Die Beklagte hat hierzu des Weiteren schriftsätzlich ausgeführt, dass Herr X. doch Vorarbeiter der Firma Y. 
gewesen sei, und insoweit diese „Struktur“ die Führung, die Betreuung und Überwachung des Personals 
ermöglicht habe. Dass aber Herr X. tatsächlich diese Funktionen ausgeübt hat, ergibt sich hieraus nicht.

130
Ungeachtet dessen genügt die Beklagte den vom Bundesarbeitsgericht aufgestellten Grundsätzen zur 
Verteilung der Darlegungs- und Beweislast nicht alleine durch die Vorlage eines schriftlichen 
Werkvertrages. Dies folgt auch nicht aus dem von der Beklagten - in ihrem Schriftsatz vom 28.02.2019 (Bl. 
511 ff. d.A.) - zitierten Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 15.04.2014 - 3 AZR 395/11. In diesem wird 
lediglich auf die bereits zitierte Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 13.08.2008 - 7 AZR 269/07 - 
Bezug genommen. In beiden Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts lauten die Ausführungen des 
Bundesarbeitsgerichts: „Er (Entleiher) genügt seiner Darlegungslast, wenn er die eine werkvertragliche 
Vereinbarung begründenden Tatsachen vorträgt.“. Es heißt dort nicht: „… wenn er die schriftlichen 
Werkverträge vorlegt.“.

131
Letztlich kommt es hierauf nicht entscheidend an, da der Vortrag der Klägerin jedenfalls zur 
Urlaubsabstimmung durch die jeweiligen Gruppenleiter bzw. den Abteilungsleiter bei der Beklagten nach 
den vorstehenden Ausführungen unter B. I. 2. c. bb. (2) (a) (bb) und (cc) zur Überzeugung der Kammer 
feststeht und dies für die Annahme einer entsprechenden Eingliederung der Klägerin bei der Beklagten 
hinsichtlich des Urlaubs genügt.

132
(b) Für eine Eingliederung der Klägerin spricht wie oben bereits ausgeführt auch, dass die Klägerin in der 
Zeit, in der sie Mikroverfilmungen vorgenommen hat, Tätigkeiten ausgeübt hat, die auch das bei der 
Beklagten unmittelbar angestellte Personal ausgeführt hat. Nicht nur die Klägerin war für die 
Mikroverfilmung zuständig, sondern beispielsweise auch der Zeuge G..

133
Die Zusammenarbeit mit Arbeitnehmern des Dritten spricht ebenfalls für eine Eingliederung in den 
Beschäftigungsbetrieb (Röller in Küttner Personalhandbuch 2018, 25. Aufl., „Werkvertrag“, Rn. 6 m.w.N.).



134
(c) Des Weiteren ist - wie die Klägerin zutreffend vorgetragen hat - nicht ersichtlich, von wem die Klägerin 
seitens der Firma Y. Weisungen erhalten haben könnte. Auch dies spricht für eine Eingliederung der 
Klägerin bei der Beklagten.

135
Die Firma Y. wäre gem. Ziffer 3. der Beauftragung vom 26.04.1985 (Anlage BE 1, Bl. 432 ff. d.A.) 
verpflichtet gewesen wäre, einen Weisungsberechtigten zu benennen. Die Klägerin hat hierzu vorgetragen, 
dass ihr ein solcher schlicht nicht bekannt gewesen sei. Wer dieser Weisungsberechtigte gewesen sein soll, 
ist nicht ersichtlich. Die Beklagte hat in diesem Zusammenhang in ihrem Schriftsatz vom 11.03.2019 auf 
Seite 5 (Bl. 422 d. A.) lediglich darauf verwiesen, dass als „Überarbeiter“ ein Herr X. auf der 
Auftragsannahme vom 08.05.1985 (Bl. 436 d.A.) genannt sei. Auf dem vorgelegten Schriftstück ist ein Herr 
X. als „Bearbeiter“ genannt. Nicht mehr und nicht weniger. Dass dieser die weisungsberechtigte Person 
gewesen sein soll, wird hieraus nicht ersichtlich. Soweit die Beklagte zuletzt vorgetragen hat, dass Herr X. 
der Klägerin tatsächlich Weisungen erteilt hat, blieb dies wie bereits ausgeführt gerade völlig 
unsubstantiiert.. Die Beklagte hat sich damit nicht hinreichend i.S.d. § 138 Abs. 2 ZPO auf den Vortrag der 
Klägerin, es habe keine weisungsberechtigte Person für sie bei der Firma Y. gegeben, eingelassen.

136
Entgegen der Auffassung der Beklagten musste die Klägerin auch nicht darlegen, welche einzelnen 
Weisungen sie wann in Bezug auf welche Arbeiten von welcher Person bei der Beklagten erhalten hat. 
Vielmehr genügte der Vortrag der Klägerin hinsichtlich der Weisungserteilung durch die jeweiligen 
(stellvertretenden) Gruppenleiter bzw. den Abteilungsleiter der technischen Zentralregistratur bei der 
Beklagten. Eine weitere Konkretisierung erübrigt sich dann, wenn grundsätzlich alle arbeitsrechtlichen 
Weisungen in dieser Form erfolgt sind (LAG Düsseldorf, Urteil vom 16.09.2004 - 8 Sa 391/04, Seite 10; 
nicht veröffentlich und vorgelegt als Anlage B 5 = Bl. 332 ff. d.A.).

137
(f) Außerdem spricht auch für Arbeitnehmerüberlassung, wie die Klägerin zutreffend vorgetragen hat, dass 
nicht ersichtlich ist, dass die Firma Y. nach ihrem Geschäftszweck (vgl. Handelsregisterauszug, Anlage BE 
6, Bl. 457 d.A.) der Reinigung, Bewachung, Gebäudereinigung und des Schildervertriebs überhaupt über 
die betrieblichen und personellen Voraussetzungen verfügte, die Tätigkeiten der von ihr zur Erfüllung ihrer 
vertraglichen Pflichten im Betrieb der Beklagten eingesetzten Arbeitnehmer gemäß der Beauftragung vom 
26.04.1985 (Anlage BE 1, Bl. 432 ff. d.A.) vor Ort zu organisieren und ihnen Weisungen zu erteilen.

138
Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts muss das Unternehmen eine Struktur aufweisen, die 
ihm eine Tätigkeit ermöglicht, die über die bloße Zurverfügungstellung von Arbeitnehmern hinausgeht und 
die ihn in die Lage versetzt, die für ein Arbeitsverhältnis typischen Entscheidungen zu treffen (BAG, Urteil 
vom 09.11.1994 - 7 AZR 217/94, juris, Rn. 32). Fehlt es daran und ist zudem der vertraglich festgelegte 
Leistungsgegenstand derart unbestimmt, dass er erst durch Weisung des Auftraggebers konkretisiert wird, 
liegt Arbeitnehmerüberlassung vor (vgl. auch BAG, Urteil vom 27.06.2017 - 9 AZR 133/16, juris, Rn. 45).

139
Eine derartige Struktur der Firma Y. ist nicht ersichtlich. Auf die vorstehenden Ausführungen unter B. I. 2. c. 
bb. (2) (d) hinsichtlich des in der Auftragsannahme vom 08.05.1985 (Anlage BE 1, Bl. 432 d. A.) genannten 
Herrn X. wird Bezug genommen.

140
Auch war die Firma Y. nach der Darstellung des Zeugen W. im Wesentlichen im Bereich der 
Gebäudereinigung - insbesondere mit einer Fensterputzer-Kolonne - für die Beklagte tätig.

141
Darüber hinaus war der vertraglich festgelegte Leistungsgegenstand „Mikroverfilmung von 20.000 
Elektroplänen“ unbestimmt. Es war ja nicht so, dass die genannte Anzahl an Plänen auf einmal vorlag und 
die Klägerin diese dann abarbeiten musste. Wie der Zeuge G. bestätigt hat, ist immer wieder ein „Schwung 
an Plänen“ eingetroffen und jeder, der Zeit hatte, hat sich etwas genommen und die Pläne dann verfilmt.

142



(g) Des Weiteren ist auch - wie die Klägerin zutreffend vorgetragen hat - nicht ersichtlich, dass zu 
irgendeinem Zeitpunkt Kontrollen oder Abnahmen (§ 640 BGB) seitens der Firma Y. stattgefunden haben. 
Dies spricht für Arbeitnehmerüberlassung und nicht für eine werkvertragliche Gestaltung.

143
Die Beklagte hat hierzu lediglich vorgetragen, dass auch der Geschäftsführer der Firma Y. sicherlich in der 
Lage gewesen sein dürfte, die Mikroverfilmung zu überprüfen, da man einfach den Mikrofilm gegen das 
Licht halten müsse. Wie die Klägerin zutreffend vorträgt, hat die Beklagte damit nicht einmal behauptet, 
dass solche Überprüfungen tatsächlich stattgefunden haben. Denn alleine die Möglichkeit hierzu bedeutet 
nicht, dass solche erfolgt sind.

144
Auf den Einwand der Klägerin, dass es gar keinen Geschäftsführer bei der Beklagten als Einzelfirma 
gegeben habe, hat die Beklagte sodann vorgetragen, dass sie mit Nichtwissen bestreite, dass es bei der 
Firma Y. niemanden gegeben habe, der die Korrektheit der Arbeitsausführungen der Klägerin habe 
kontrollieren können. Mit diesem Bestreiten mit Nichtwissen genügt die Beklagte nicht ihrer bestehenden 
Darlegungslast (§ 138 Abs. 2 ZPO).

145
Des Weiteren hat die Klägerin vorgetragen, dass niemand von der Firma Y. die Korrektheit der 
Arbeitsausführung der Klägerin habe kontrollieren können, weil niemand dort die Richtigkeit der Einhaltung 
der Reihenfolgen der Verfilmungen habe überprüfen können. Hierzu hat sich die Beklagte nicht näher 
eingelassen. Soweit nunmehr eine Zuständigkeit von Herrn X. für Abnahmen behauptet wurde, ist jedenfalls 
nicht vorgetragen, dass er diese jemals durchgeführt hat.

146
Darüber hinaus hat der Zeuge G. - wie bereits ausgeführt - ausgesagt, wenn ein „Schwung an Unterlagen, 
Schriftstücken oder Plänen“ eingetroffen sei, habe sich jeder in der Gruppe, der Zeit gehabt habe, etwas 
genommen und diese verfilmt. Dies habe auch für ihn gegolten. Hieraus ergibt sich, dass eine 
eigenverantwortliche Erstellung des Werkes „Mikroverfilmung von 20.000 Elektroplänen“ faktisch 
ausgeschlossen war (Röller in Küttner Personalhandbuch 2018, 25. Aufl., „Werkvertrag“, Rn. 7 m.w.N.).

147
(h) Schließlich hat eine Dokumentation durch Klägerin hinsichtlich der von ihr erbrachten Leistungen - nach 
ihrem unbestritten gebliebenen Vortrag - nicht stattgefunden. Auch dies spricht für 
Arbeitnehmerüberlassung und gegen eine werkvertragliche Vereinbarung.

148
(3) Aus der vorzunehmenden Gesamtbetrachtung ergibt sich, dass vorliegend in der Beschäftigungszeit der 
Klägerin über die Firma Y. von einer Arbeitnehmerüberlassung auszugehen war.

149
(a) Dass die Klägerin auch die Einrichtungen bzw. Arbeitsmaterialien - wie das Verfilmungs- und Lesegerät - 
der Beklagten genutzt hat, ist, entgegen der Auffassung der Klägerin, unschädlich (BAG, Urteil vom 
27.06.2017 - 9 AZR 133/16, juris, Rn. 50; BAG, Urteil vom 18.01.2012 - 7 AZR 723/10, Rn. 35).

150
Auch der Umstand, dass die Klägerin an den Halbjahresbesprechungen teilgenommen hat, ergibt 
vorliegend keinen Umstand, der für Arbeitnehmerüberlassung sprechen könnte. Die Klägerin hat insoweit 
schon nicht vorgetragen, was Inhalt dieser Besprechungen war. Entsprechendes gilt hinsichtlich des von 
der Beklagten bestrittenen Vortrags der Klägerin bezüglich der Teilnahme der Klägerin an 
Betriebsversammlungen. Es ist insoweit von der Klägerin schon nicht vorgetragen, dass eine Einladung auf 
Betreiben der Beklagten hierzu erfolgte. Auch dass die Klägerin am Kantinenessen zu gleichen Konditionen 
wie die unmittelbar bei der Beklagten beschäftigten Mitarbeiter teilnehmen konnte, kommt keine 
entscheidende Bedeutung zu.

151
Des Weiteren spricht als positives Indiz für einen Werkvertrag, dass in der Beauftragung vom 26.04.1985 
auch eine Regelung zur Gewährleistung und Haftung enthalten war (BAG, Urteil vom 18.01.2012 - 7 AZR 
723/10, juris, Rn. 37). Die Beklagte hat diesbezüglich eine Mängelrüge vom 20.08.1986 (Bl. 438 d. A.) 



basierend auf einer Mitteilung des Zeugen F. vom 18.08.1986 (Bl. 437 d. A.) u.a. hinsichtlich der 
Mikroverfilmung von 530 Elektroplänen vorgelegt. Weitere Mängelrügen wurden nicht vorgelegt. Hinsichtlich 
der Mikroverfilmung wurde eine Kürzung in Höhe von DM 1.223,07 vorgenommen. Angesichts der in der 
Beauftragung vom 26.04.1985 (Anlage BE 1, Bl. 432 ff. d. A.) angegebenen ca. 20.000 Mikroverfilmungen 
handelt es sich jedoch insoweit um keinen relevanten Umfang.

152
(b) Entscheidend für das Vorliegen einer Arbeitnehmerüberlassung während der Zeit der Beschäftigung der 
Klägerin über die Firma Y. ist - wie bereits ausgeführt - der Umstand, dass der Klägerin während ihrer 
Tätigkeitszeit in der Mikroverfilmung ihr Urlaub nur nach Abstimmung mit Mitarbeitern der Beklagten 
genehmigt wurde. Diese Abstimmung von Urlaub des vermeintlichen Erfüllungsgehilfen eines 
Werkunternehmers durch den Besteller führt zu einer Eingliederung desselben in die betrieblichen Abläufe 
des Bestellers. Des Weiteren spricht auch der Umstand, dass für die Klägerin kein Ansprechpartner seitens 
der Firma Y. benannt war, der ihr hätte Weisungen erteilen können und faktisch auch nicht erteilt hat, für 
Arbeitnehmerüberlassung.

153
Auch die weiteren bereits genannten Erwägungen (Einarbeitung, fehlende betriebliche und personelle 
Voraussetzungen bei der Firma Y. hinsichtlich der Erfüllung ihrer vertraglichen Pflichten in Bezug auf die 
Beklagte, Zusammenarbeit mit Mitarbeitern der Beklagten ohne erkennbare Möglichkeit zur Abgrenzung, 
keine Kontrollen, Abnahmen und Dokumentationen) sprechen für eine Eingliederung der Klägerin. 
Schließlich kommt der Umstand, dass die Klägerin bis April 2017 in den Abwesenheitsplänen der Beklagten 
geführt wurde und sie selbst laut Arbeitsvertrag mit der Firma Y. nur als Hilfskraft für Mikroverfilmung 
beschäftigt wurde, als weitere Indizien hinzu.

154
(4) Die Beklagte konnte sich auch nicht darauf berufen, dass die in der Zeit der Beschäftigung der Klägerin 
bei der Beklagten über die Firma Y. zuständige Einkaufsabteilung über die tatsächlichen Umstände des 
Arbeitseinsatzes der Klägerin nicht informiert gewesen sei.

155
Die Beklagte hat die Beauftragung der Firma Y. vom 26.04.1985 (Anlage BE 1, Bl. 432 ff. d. A.) vorgelegt. In 
Ziffer 3. der Beauftragung ist geregelt, dass die Firma Y. einen Weisungsberechtigten benennt, der die 
Zuteilung und Beaufsichtigung der vorgenannten Tätigkeiten verantwortlich durchführt und dass lediglich bei 
außerordentlichen Vorfällen Anordnungen ausnahmsweise auch von der zuständigen Fachabteilung 
getroffen werden können. Dass die Firma Y. einen solchen Weisungsberechtigten - gegenüber der 
Einkaufsabteilung - benannt hat, ist, wie bereits ausgeführt, weder vorgetragen noch ersichtlich. Ein Herr X. 
der Firma Y. wurde lediglich als Bearbeiter des Auftrags auf der Auftragsannahme der Firma Y. vom 
08.05.1985 (Anlage BE 2, Bl. 436 d.A.) genannt.

156
(5) Ungeachtet dessen ist es ausgeschlossen, dass eine derart umfassende Eingliederung der Klägerin in 
der Zeit ihrer Beschäftigung über die Firma Y., wie sie vorstehend ausgeführt wurde, von den 
verantwortlichen Stellen bei der Beklagten nicht bemerkt und gebilligt wurde. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass es zum damaligen Zeitpunkt insbesondere auch keinen Fremdfirmenkoordinator - zumindest 
hinsichtlich der über die Firma Y. beschäftigen Arbeitnehmer - gab. Dies konnte auch der Einkaufsabteilung 
nicht verborgen geblieben sein. Schließlich weist die Klägerin zu Recht darauf hin, dass Herr W. den Inhalt 
des Vertrages nach dem Inhalt des Auftrags vereinbart habe. Damit war er Bestandteil des für den 
Vertragsschluss zuständigen Bereichs der Beklagten. Insoweit war die abweichende Vertragsdurchführung 
auch bekannt. Dem Beweisangebot der Beklagten, wonach dies nicht bekannt war, wofür der Zeuge K. 
angeboten wurde, war nicht nachzugehen, da nach Darlegung auch der Beklagten in der mündlichen 
Verhandlung vom 22.04.2020 dieser Zeuge zum damaligen Zeitpunkt nicht Leiter der Einkaufsabteilung 
war, und daher über diese Vorgänge von 1985/86 keine Aussage treffen kann. Ein Arbeitsverhältnis ist 
daher in der genannten Zeit nach Art. 1 § 10 Abs. 1 Satz 1 1. V.m. § 9 Nr. 1 AÜG (fehlende 
Arbeitnehmerüberlassungserlaubnis) entstanden. Das Tatbestandsmerkmal der Gewerbsmäßigkeit i.S.d. 
Art. 1 § 1 Abs. 1 AÜG a.F. kann dabei nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts bei einer über 
mehrere Jahre dauernden Überlassung unterstellt werden (BAG, Urteil vom 18.02.2003 - 3 AZR 160/02, 



juris, Rn. 50). Eine solche mehrjährige Überlassung liegt vor. So betrug die Überlassung der Klägerin über 
die Firma Y. knapp zwei Jahre.

157
Darüber hinaus ist auch nach Art. 1 § 13 i.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 6 AÜG (Überschreiten der 
Überlassungshöchstdauer) ein Arbeitsverhältnis entstanden.

158
(6) Damit konnte es dahinstehen, ob die Klägerin auch während der Zeit ihrer Beschäftigung über die Firma 
U. im Wege der Arbeitnehmerüberlassung beschäftigt war. Die dargestellte gesetzliche Fiktion war damit 
bereits eingetreten.

159
Gleichwohl spricht vieles dafür, dass die Klägerin zumindest in der Anfangszeit ihrer Beschäftigung über die 
U. weiter in den Betrieb der Beklagten weisungsabhängig eingliedert war. Zwar wurde der Urlaub der 
Klägerin nach den vorstehenden Ausführungen unter B. I. 2. c. bb. (2) (a) (bb) nicht mehr vom neuen 
Gruppenleiter, dem Zeugen I., genehmigt, aber jedenfalls noch abgestimmt. Darüber hinaus erfolgte die 
Einarbeitung der Klägerin im zentralen Änderungsdienst durch den Zeugen H.. Er hat in seiner 
Einvernahme vor dem Landesarbeitsgericht München am 12.04.2019 angegeben, dass die Einarbeitung der 
Klägerin im zentralen Änderungsdienst ca. vier oder fünf Wochen gedauert hat. Auf den Hinweis, dass der 
Zeuge in seiner Einvernahme vor dem Arbeitsgericht am 10.04.2018 noch von einer Einarbeitungszeit der 
Klägerin von einem Vierteljahr gesprochen hat, hat der Zeuge erklärt, dass auch dies sein könne. Auch der 
Zeuge I. hat ausgesagt, dass die Klägerin vom Zeugen H. und von ihm eingearbeitet worden sei. Der Zeuge 
H. hat weiter ausgesagt, dass die Klägerin auch hinsichtlich immer wieder stattfindender 
Programmänderungen von ihm oder vom Zeugen I. eingewiesen worden sei. Auch dies zeigt, dass die 
Klägerin nach wie vor bei der Beklagten eingegliedert war. Erst durch diese Einweisungen wurde die 
Klägerin - als gelernte Rechtsanwalt- und Notargehilfin - erst in die Lage versetzt, die ihr übertragenen 
Aufgaben auszuführen. Es handelte sich damit - entgegen des Vortrags der Beklagten in der mündlichen 
Verhandlung am 12.04.2019 - nicht um werkbezogene Weisungen.

160
Des Weiteren hat der Zeuge I. auf die Frage, ob der Fremdfirmenkoordinator der Firma U. - Herr J. - der 
Klägerin Weisungen hinsichtlich Arbeitsplanung und Abwicklung erteilt habe, erklärt, dass dieser dies gar 
nicht habe machen können. Schließlich spricht auch für einen weiteren Einsatz der Klägerin im Rahmen 
einer Arbeitnehmerüberlassung, dass die Arbeiten der Klägerin im zentralen Änderungsdienst - jedenfalls in 
dringenden Fällen - nach Aussage der Zeugen H. und I. durch diese miterledigt wurden.

161
Letztlich kann die Frage, ob die Klägerin auch noch zu der U.-Zeit im Wege der Arbeitnehmerüberlassung 
bei der Beklagten beschäftigt war, aus den bereits oben dargestellten Gründen dahinstehen.

162
d. Die Klägerin hat ihr Recht, sich auf das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses mit der Beklagten zu 
berufen, nicht verwirkt (§ 242 BGB).

163
aa. Die Verwirkung ist ein Sonderfall der unzulässigen Rechtsausübung und soll dem Bedürfnis nach 
Rechtsklarheit dienen. Es ist nicht Zweck der Verwirkung, Schuldner, denen gegenüber Gläubiger ihre 
Rechte längere Zeit nicht geltend gemacht haben, von ihrer Pflicht zur Leistung vorzeitig zu befreien. 
Deshalb kann allein der Zeitablauf die Verwirkung eines Rechts nicht rechtfertigen. Es müssen vielmehr zu 
dem Zeitmoment besondere Umstände sowohl im Verhalten des Berechtigten als auch des Verpflichteten 
hinzutreten (Umstandsmoment), die es rechtfertigen, die späte Geltendmachung des Rechts als mit Treu 
und Glauben unvereinbar und für den Verpflichteten als unzumutbar anzusehen. Der Berechtigte muss 
unter Umständen untätig geblieben sein, die den Eindruck erwecken konnten, dass er sein Recht nicht mehr 
geltend machen wolle, so dass der Verpflichtete sich darauf einstellen durfte, nicht mehr in Anspruch 
genommen zu werden. Durch die Verwirkung wird die illoyal verspätete Geltendmachung von Rechten 
ausgeschlossen (vgl. u.a. BAG, Urteil vom 19.03.2003 - 7 AZR 267/02, juris, Rn. 41; BAG, Urteil vom 
24.05.2006 - 7 AZR 365/05, juris, Rn. 31).

164



bb. Unter Berücksichtigung der dargestellten Grundsätze hat die Klägerin ihr Recht, sich auf den Bestand 
eines Arbeitsverhältnisses mit der Beklagten zu berufen, nicht verwirkt.

165
Solange die Klägerin im Betrieb der Beklagten tätig ist, kann ihr Recht, sich auf die Entstehung eines 
Arbeitsverhältnisses mit der Beklagten nach den Vorschriften des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes zu 
berufen, nicht durch Zeitablauf verwirken (vgl. BAG, Urteil vom 24.05.2006 - 7 AZR 365/05, juris, Rn. 36).

166
Letztlich kann vorliegend aber auch dahinstehen, ob im vorliegenden Fall das Zeitmoment erfüllt ist. Denn 
es fehlt (auch) an dem für die Verwirkung erforderlichen Umstandsmoment. Die Klägerin ist seit dem 
15.04.1985 bei der Beklagten eingesetzt. Bei dieser Sachlage ist nicht ersichtlich, weshalb es der Beklagten 
unzumutbar sein soll, die Kläger auch weiterhin in ihrem Betrieb zu beschäftigen. Insbesondere hat die 
Beklagte nicht vorgetragen, im Vertrauen darauf, von der Klägerin nicht als Arbeitgeber in Anspruch 
genommen zu werden, Dispositionen getroffen zu haben, aufgrund derer für sie eine Weiterbeschäftigung 
der Klägerin unzumutbar geworden wäre, z.B. wegen einer möglicherweise erfolgten Beauftragung eines 
anderen Unternehmens oder der Einstellung eigener Arbeitnehmer für die von der Klägerin verrichteten 
Arbeiten. Im Übrigen musste die Beklagte aufgrund des Umstands, dass die Klägerin bis zur Klageerhebung 
im vorliegenden Rechtsstreit und bis heute in ihrem Betrieb beschäftigt ist, damit rechnen, wegen dieses 
Sachverhalts in Anspruch genommen zu werden.

167
II. Der Feststellungsantrag in Ziffer 2. der Klage ist zulässig und begründet.

168
1. Der Feststellungsantrag ist zulässig. Die Klägerin hat ein rechtlich geschütztes Inte resse auch 
hinsichtlich der Feststellung, dass die von ihr geltend gemachte Dauer des Bestandes eines 
Arbeitsverhältnisses mit der Beklagten für ihre künftigen betrieblichen Versorgungsansprüche nach der im 
Antrag näher bezeichneten Versorgungsrichtlinie maßgeblich ist.

169
a. Nach § 256 Abs. 1 ZPO kann Klage auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbe stehens eines 
Rechtsverhältnisses erhoben werden, wenn der Kläger ein rechtliches Interesse daran hat, dass das 
Rechtsverhältnis durch richterliche Entscheidung alsbald festgestellt werde. Die Feststellungsklage kann 
sich auf einzelne Beziehungen oder Folgen aus einem Rechtsverhältnis, auf bestimmte Ansprüche oder 
Verpflichtungen oder auf den Umfang einer Leistungspflicht beschränken - sog. 
Elementenfeststellungsklage (st. Rspr., vgl. BAG, Urteil vom 24.08.2011 - 4 AZR 566/09, juris, Rn. 33).

170
b. Das nach § 256 Abs. 1 ZPO erforderliche Feststellungsinteresse ist gegeben, wenn durch die 
Entscheidung über den Feststellungsantrag der Streit insgesamt beseitigt wird und das Rechtsverhältnis der 
Parteien abschließend geklärt werden kann (st. Rspr., etwa BAG, Urteil vom 14.12.2005 - 4 AZR 522/04, 
juris, Rn. 12; BAG, Urteil vom 29.11.2001 - 4 AZR 757/00, juris, Rn. 55).

171
c. Die genannten Voraussetzungen liegen vor. Bei der Frage des Versorgungsrechts handelt es sich um 
eine bestimmte Verpflichtung aus dem Arbeitsverhältnis und die Rechtskraft der Entscheidung verhindert 
weitere gerichtliche Auseinandersetzungen über das Versorgungsrecht der Klägerin.

172
2. Der Feststellungsantrag in Ziffer 2. der Klage ist begründet. Die Beklagte hat den Vortrag der Klägerin 
zum einschlägigen Versorgungswerk nicht bestritten.

173
III. Der Zahlungsantrag in Ziffer 3. der Klage ist jedoch unbegründet. Die Klägerin hat zwar aufgrund ihres 
25-jährigen Dienstjubiläums gem. § 12 MTV RWE Anspruch auf Zahlung eines Jubiläumsgeldes i.H.v. € 
8.198,00 brutto.

174



1. Dabei ist jedoch zum einen der Vortrag der Klägerin, ihr stünden über den genannten Betrag weitere € 
1.300,00 brutto als Ausgleich für Aktien zu, unschlüssig geblieben. Woraus sich dieser Anspruch der 
Klägerin ergeben soll, hat sie nicht dargelegt.

175
2. Zudem hat die Beklagte zuletzt die Einrede der Verjährung (§ 195 BGB) erhoben. Der Anspruch 
unterliegt der dreijährigen Verjährungsfrist des § 195 BGB. Die Klägerin hat die 25 Jahre Beschäftigungszeit 
im Jahr 2010 erfüllt. Zu diesem Zeitpunkt ist der Anspruch daher entstanden. Gemäß § 199 Abs. 1 BGB 
begann damit die Verjährung mit Ende 2010 zu laufen und endete mit Ablauf des Jahres 2013. Maßgeblich 
ist auch nicht, dass etwa erst mit Rechtskraft einer entsprechenden Entscheidung feststeht, dass ein 
Arbeitsverhältnis zur Beklagten bestand. vielmehr kommt es auf die Kenntnis der maßgeblichen Tatsachen 
an. Die Tatsachen, aus denen sich ein Arbeitsverhältnis ergibt, waren der Klägerin aber längst bekannt. Auf 
eine Kenntnis von der zutreffenden rechtlichen Einordnung kommt es nicht an. Entscheidend ist, ob 
aufgrund der bekannten Umstände gegen eine bestimmte Person Klage erhoben werden kann, die bei 
verständiger Würdigung so viel Erfolgsaussichten hat, dass sie dem Gläubiger zumutbar ist (vgl. BAG Urt. v. 
17.12.2014 - 5 AZR 8/13). Dies war aber schon 2011 der Fall. An den Umständen hatte sich nicht geändert.
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Die Berufung war daher insoweit zurückzuweisen.
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IV. Der Feststellungsantrag in Ziffer 4. der Klage ist zulässig, aber unbegründet.
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1. Der Antrag ist zulässig. Auch insoweit handelt es sich um eine sog. Elementenfeststellungsklage. Es 
besteht darüber hinaus das erforderliche Feststellungsinteresse (§ 256 Abs. 1 ZPO). Insbesondere besteht 
vorliegend keine Subsidiarität zur Leistungsklage. Nachdem die Beklagte auf dem Standpunkt steht, dass 
kein Arbeitsverhältnis mit ihr begründet wurde, kann die Klägerin nicht auf die Leistungsklage verwiesen 
werden. Dies würde bedeuten, dass sie sich die Uhr zunächst beschaffen und sodann den durch die 
Betriebsvereinbarung zugesagten Betrag gegebenenfalls einklagen müsste.
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2. Der Antrag ist aber unbegründet. Auch insoweit hat die Beklagte zuletzt die Einrede der Verjährung (§ 
195 BGB) erhoben. Insoweit kann auf das zu Ziff.III.2. ausgeführte verwiesen werden.

C.
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1. Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 ZPO.

181
2. Die Revision ist nicht zuzulassen, da Gründe für ihre Zulassung i.S.d. § 72 Abs. 2 ArbGG nicht vorliegen. 
Insbesondere beruht die Entscheidung weder auf einer entscheidungserheblichen Rechtsfrage 
grundsätzlicher Bedeutung nach § 72 Abs. 2 Nr. 1 ArbGG noch auf einer Divergenz i.S.d. § 72 Abs. 2 Nr. 2 
ArbGG. Die Entscheidung fußt auf Grundsätzen der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, so dass es 
an der Klärungsbedürftigkeit von Rechtsfragen ebenso fehlt wie an einer Abweichung.


